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Deutſchland. 
0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 
31. Sitzung des Reichstages (15. December). 

11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Hofmann, v. Mittnacht, Stephan, 
v. Pfretzſchner, v. Amsberg, Herzog, v. Pommer⸗Eſche u. A. j 

Die Commiſſion zur ng des Geſetz⸗Entwurfs, betreffend die 
Erhebung von Ausgleichungsabgaben hat ſich conſtituirt und gewählt 
zum Vorſitzenden den Abg. v. Unruhe (Magdeburg), zum Stellvertreter 
deſſelben den Abg. Stumm, zu Schriftführern die Abgg. von Landsberg⸗ 
Velen und Dr. Thilen ius. 

Auf der Tages⸗Ordnung ſteht zunächſt die Verleſung der Interpellation 
des Abg, Schulze⸗Delitzſch: 2) Sind die Arbeiten der vom Bundesrathe 
zum Entwurfe eines Allgemeinen Deutſchen Civilgeſetzbuchs 
eingeſetzten Commiſſion ſo weit gediehen, daß eine entſprechende Geſetzvor⸗ 
lage — und binnen welcher ohngefäbren Friſt — zu erwarten ſteht? 
2) Kann nach Befinden, nicht mindeſtens die Bearbeitung der das Hypo⸗ 
thekenweſen betreffenden Beſtimmungen des Entwurfs derartig gefördert 
werden, daß der Erlaß eines Specialgeſetzes hierüber, welches dem 
Nothſtande des Immobiliar⸗Credits durch ein geordnetes Grund⸗ 
Ua kiahren dauernde Abhilfe ſchafft, in nicht ferner Zeit ermög⸗ 
icht wird? i 

Zur Begründung der Interpellation bemerkt Abg. Schulze⸗Delitzſch: 
Schon das allgemeine Intereſſe, welches fi) an die Löſung der großen 
Aufgage, ein Allgemeines Deutſches Siilgejegbud) herzuſtellen, knüpft, 
müßte den Bundesrath und die von ihm ein eſetzte Commiſſion veranlaſſen, 
dem Reichstag und dem Lande von Zeit zu Zeit Kenntniß über den Stand 
ihrer Arbeiten zu geben. 5 N 

Bekanntlich hat bereits das Deutſche Reich, gedrängt durch den auf den 
betreffenden Gebieten herrſchenden Nothſtand, einzelne Materien aus der 
allgemeinen Civilgeſetzgebung, wie z. B. das Wechſelrecht, die Genoſſen⸗ 
ſchafts⸗ und die Bankgeſetzgebung, derausgegeiffen und einheitlich für 
Deutſchland geregelt. Namentlich iſt durch die Einrichtung der Hypotheken⸗ 
danken für das Bedürfniß des Grund⸗ und Realeredits, welcher Punkt 

auptſächlich Anlaß zu dieſer Interpellation geweſen iſt, manches Bedeut⸗ 
ur geſchehen. Nichtsdeſtoweniger liegen aber gerade auf dieſem Gebiet 
noch ſo tiefgreifende Mängel und Mißſtände vor, daß uns eine Abhilfe, wie 
ſie der zweite Theil meiner Interpellation ins Auge faßt, dringend geboten 
ſcheint. Zunächſt iſt es eine allgemeine und wo begründete Klage, daß 
durch die Hypothekenbanken auf die Bedürfniſſe des kleinen Grundbeſitzes 
unendlich weniger Rückſicht genommen iſt als auf die des Großgrundbeſitzes. 
Vor Allem aber, und hierauf lege ich das größte Gewicht, fehlt es in einer 
anzen Anzahl deutſcher Länder, ſo insbeſondere in allen denen, wo das 
franzsſiſche Recht gilt, noch an allen nothwendigen Vorausſetzungen für ein 
geordnetes Hypothekenweſen. Die geſunde Handhabung des Bodencredits 
wird daſelbſt auf das äußerſte erſchwert, und damit dem ungeſunden Credit 
Thür und Thor geöffnet, durch die überaus weitläufigen Förmlichkeiten und 
die ſehr großen Koſten, welche die franzöſiſche Civilgeſetzgebung für die Be: 
wegung und Anlage des Immobiliencapitals erfordert. In zahlreichen, all⸗ 
jährlich wiederkehrenden Petitionen und Anträgen aus den Rheinlanden, 
lomie in den Beſchlüſſen und Reſolutionen wirthſchaftlicher Vereine, nament⸗ 
lich des großen und ſegensreich wirkenden landwirthſchaftlichen Vereins der 
einprobinzen wird der Klage hierüber der lebhafteſte Ausdruck gegeben. 
Dieſe offenkundige Thatſache macht uns die in der Interpellation geſtellte 
Anfrage ebenſo zur Pflicht, als ſie uns das Recht giebt, von dem Bundes⸗ 
rath eine befriedigende Antwort und Auskunft zu erwarten. (Beifall.) 

Bundesbevollmächtigter v. Amsberg: Ich bin dem Vorredner dank⸗ 
bar, daß er mir Gelegenheit gegeben bat, über den Stand der Arbeiten, 
betreffend den Entwurf eines gemeinen Civilgeſetzbuches dem 
Hauſe Mittheilung zu machen. Kurze Zeit Bee die Competenz des 
Reichs auf das Civilrecht ausgedehnt war, berief bekanntlich der Bundes: 
rath eine Commiſſion, um einen Plan und eine Methode für die Aus⸗ 
arbeitung des gemeinſamen Civilgeſetzbuches feſtzuſtellen. Auf Grund dieſer 
Vorarbeiten berief demnächſt der Bundesrath eine ſpecielle Commiſſion, be⸗ 
ſtehend aus 11 hervorragenden Juriſten Deutſchlands mit dem Auftrage, 
ein gemeinſames Civilgeſetzbuch für Deutſchland auszuarbeiten. Dieſe Com: 
miſſton trat zum erſten Male im September 1874 zuſammen. Sie zerlegte 
das geſammte Arbeitsgebiet in fünf Haupttheile: in das Sachenrecht, das 
Obligationsrecht, das Familienrecht, einſchließlich bes Cherechtes das Güter⸗ 
recht, das Erbrecht und in einen ſogenannten Allgemeinen Theil. Sie be⸗ 
ftellte zur Ausarbeitung dieſer Theilentwürfe fünf ihrer Mitglieder als Re: 
dactoren. Dieſe waren zugleich verpflichtet, hier in Berlin ihr Domicil zu 
nehmen und wöchentlich zur Berathung und Verſtändigung 3 
kommen. So weit es ſich jedoch um principielle 5 — handelte, 
die die Baſis für die Ausarbeitung der Theilentwürfe bilden, ſollten die 
Redactoren auf die Entſcheidung der Geſammteommiſſion recurriren. Die 
Redactoren begannen im Herbſt 1874 mit voller Energie und Hingebung 
die Löſung ihrer ſchwierigen Aufgabe unter Mitwirkung mehrerer ihnen als 
ee beigegebenen praktiſchen Juriſten; im Herbſt 1875 unterbreiteten 

e alsdann ihre Entwürfe der Geſammteommiſſion. ieſe trat ſodann im 
October 1875 in Berlin zur Berathung der Entwürfe zuſammen und erle⸗ 
digte in 15 Sitzungen das geſammte ihr vorliegende Material. Es wurde 
ſodann an dieſen Theilentwürfen unter Berückſichtigung der Wünſche der 
erbündeten Regierungen von den Redactoren weitergearbeitet und im Sep⸗ 
ember d. J. hat die Geſammtcommiſſion von Neuem das ſehr vermehrte 
terial aller Entwürfe in 23 Sitzungen durchberathen. L 
Das ift bisher im Großen und Ganzen der Verlauf dieſer Vorarbeiten 

ewefen. einem von der Commiſſion über ihre Arbeiten an den Reichs⸗ 
kanzler erſtatteten Bericht heißt es: Nach den Mittheilungen der Redac⸗ 
toren darf die Vollendung der Entwürfe in nicht zu ferner Zeit erwartet 
werden. Freilich läßt ſich bei dem bedeutenden Umfange und der großen 
Schwierigkeit des Werkes die Zeit der Vollendung mit einiger Sicherheit 
gegenwärtig noch nicht beſtimmen, doch iſt die Hoffnung eine gerechtfertigte, 
daß nach Verlauf eines Jahres die Entwürfe, wenn auch nicht vollendet, 
0 doch der Vollendung nahe gebracht ſein werden, daß auch nicht unwahr⸗ 
cheinlich vor oder bei Ablauf des zweiten Jahres mit der Durchberathung 
der Theilentwürſe von Seiten der Commiſſion begonuen werden kann. — 
Nachdem der Geſammtentwurf dieſer von der Commiſſion nochmals durchzu⸗ 
berathenden Entwürfe fertig geftellt ift, ſoll er dem Bundesrathe mitgetheilt 
und gleichzeitig veröffentlicht werden, um etwaige Wünſche und Monita 
hinzuzufügen. Dieſe wird die Commiſſion nochmals berathen, und ſodann 
den definitiv feſtgeſetzten Entwurf den verbündeten Regierungen zur weiteren 
Behandlung überreichen. Aus dieſer Skizze über den en. Stand 


der Arbeiten werden Sie erſehen, daß es vollſtändig unmöglich iſt, eine 
ganz beſtimmte Antwort zu geben, wann die Entwürfe dem Hauſe werden 
vorgelegt werden. Was den zweiten Theil der Interpellation betrifft, ſo be⸗ 
‚ baure ich lebhaft, die Erfüllung der Wünſche des Vorredners nicht in Aus: 
ſicht ſtellen zu können. Selbſt wenn ein wirklicher Nothſtand vorläge, der 
dazu zwänge, den gewünſchten Weg zu gehen, iſt es nur höchst zweifelhaft, 
ob eine derartige ſtückweiſe Condification ausführbahr iſt; denn zur Con⸗ 
dificirung des Hypothekenrechts gehört unbedingt auch, daß man die Ver: 
bältnifje des Eigenthums, der Servituten, der Reallaſten mit hineinziehe, 
eh alle dieſe Fragen in untrennbarem Zuſammenhange mit einander 
teben. : 1 
Nun kommt aber der Umſtand in Betracht, daß in dem bei weitem 
größten Theile Deutſchlands das Grundbuchweſen eingeführt iſt und, ſoweit 
meine Kenntniß reicht, durchaus ordnungsmaßig und gut fungirt. Für die 
Rheinlande aber haben die Erfahrungen ſowohl in den pieußiſchen Rhein: 
provinzen als auch in Rheinheſſen evident erwieſen, daß es ganz unmöglich 
iſt, ein Grundbuchſyſtem auf ein Civilrecht, wie es dort deſteht, aufzu⸗ 
pfropfen, auf welches es gar nicht paßt. Die Folge des Weges, den der 
Interpellant empfiehlt würde fein, daß wir wiederum zu einem Probijorium 
gelangen bis zu dem Zeitpunkt, wo das geſammte Cipilrecht hergeſtellt ſein 
würde. Ein ſelches roviſorium aber wäre gerade für die hier in Frage 
tehende Materie im höchſten Grade bedenklich; daſſelbe würde für den ge⸗ 
ammten Beſitzſtand, namentlich für den landwirthſchaftlichen Credit die 
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Siebenundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


größten Gefahren heraufbeſchwören. Die verbündeten Regierungen können 
Zuſtimmung dazu geben, daß mit einer ſtückweiſen 


auf keinen Fall ihre 
Codification des Civilrechtes vorgegangen werde. 

Die Interpellation iſt hiermit erledigt. 

Es folgt die zweite Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend die Auf⸗ 
nahme einer Anleihe de der Telegraphenverwaltung 
auf Grund des mündlichen Berichtes der Budgeteommiſſion. Während die 
Regierungsvorlage die Summe von 10,186,000 M. für die Zeit vom 1. Jan. 
1877 bis 31. März 1878 fordert, will die Commiſſion nur die für das erſte 
Quartal von 1877 zur Verwendung in Ausſicht genommene Summe von 
2,000,000 M. bewilligen und zwar als er ſte Raten für folgende Arbeiten: 
1) Anlage unterirbifcher Telegraphenlinien von Halle na Leipzig, von 
Halle über Kaſſel, Frankfurt a. M. nach Mainz und von Berlin über Ham: 
burg nach Kiel 1,200,000 M.; 2) Errichtung und Anſchluß neuer Tele⸗ 
graphenanſtalten 400,000 M.; 3) Umbau und Erweiterungsbau des Haupt⸗ 
Telegraphenamtes in Berlin 100,000 M.; 4) Herſtellung eines Dienftgebäudes 
auf dem Poſtgrundſtück zu Kaſſel 50,000 M.; 5) Ankauf eines Grundſtückes 
und Einrichtung deſſelben für Dienſtzwecke in Altona 200,000 M.; 6) Ankauf 
und Einrichtung eines eie o in Hamburg 50,000 M. 

Außerdem beantragt die Cowmiſſion folgende Reſoluiion: Der Reichs⸗ 
kanzler wird erſucht, dahin zu wirken, daß die Befreiungen von den Ge⸗ 
bühren für Telegramme in gleicher Weſſe, wie die Portofreiheiten in Ge⸗ 
mäßheit des Geſetzes vom 5. Juni 1869 aufgehoben und beziehungsweiſe 
beſchſankt werden. } 2 

Referent Abg. Richter (Hagen): Die Budgetcommiſſion hat nur eine 
Bewilligung für das erſte Quartal beſchloſſen, da ſie jedoch dieſe bewilligten 
Summen als erſte Raten bezeichnet hat, die auf Grund eines Geſammt⸗ 
Koſtenanſchlages ausgeworfen ſind, giebt ſie der Regierung die Ermächti⸗ 

ung, Contracte ahzuſchließzen. die über den Rahmen dieſer erſten Rate 

Dincusächen, Die Commiſſion hat außerdem eine Specialifirung der Forde⸗ 
rung vorgenommen, um die Bewilligung für dieſe Zwecke den Formen des 
Etats anzuſchließen. Die Reſolution ſcheint um ſo mehr gerechtfertigt, als 
man bei Bewilligung einer ſolchen Anleihe darauf Bedacht nehmen muß, 
die Einnahmen der Di zu vermehren. 5 

General⸗Poſtmeiſter Stephan: Mit Rückſicht darauf, daß in der Be⸗ 
willigung der Summen als „erſte Raten“ ein Einverſtändniß mit den 
Zwecken und Zielen der urſprünglichen Vorlage ausgedrückt iſt und nament⸗ 
lich die Verwaltung nicht gehindert ſein ſoll, auch über die drei nächſten 
Monate hinaus Contracie abzuſchließen, erkläre ich mich mit den Anträgen 
der Budgetcommiſſion einverſtanden und darf daſſelbe in Bezug auf die vor⸗ 
geſchlagene Reſolution äußern. 4 

Die Abgg. von Maltzahn⸗Gülg und Windthorſt erklären gegen 
die Reſolution ſtimmen zu wollen, weil es ſich bei der Gebührenfreiheit von 
Telegrammen um das Recht gekrönter Häupter handele, und dieſe Frage 
nicht gelegentlich dieſes Geſetzes erledigt werden könne. } 

Das Oki wird darauf angenommen; desgleichen die von der Com: 
miſſion vorgeſchlagene Reſolution; gegen die letztere ſtimmen die Social⸗ 
demokraten, das Centrum, die Conſervativen und die Elſaß⸗Lothringer. 

Es folgt die dritte Berathung des ne betreffend die Abän⸗ 
derung mehrerer Reichstagswahlkreiſe. In zweiter Berathung 
war nur die formelle Veränderung für Lauenburg, welches als 10. Schles⸗ 
wig⸗holſteiniſcher Wahlkreis bezeichnet werden ſoll, angenommen worden. 
Der Abg. Struckmann (Diepholz) beantragt, die Aenderung binſichtlich 
des 13. Hannoverſchen und 3. Braunſchweigiſchen Wahlkreiſes, das Commu⸗ 
niongebiet des Unterharzes betreffend, wieder in das Geſetz aufzunehen, da 
es ſich auch hier nur um eine mehr formelle Aenderung, als um eine Ver⸗ 
ſchiebung der Bevölkerung bei der Wahl handle. 

Abg. Dr. 1 beantragt, den Geſetzentwurf von der Ta⸗ 
r e abzufeßen... babe are des 2ten Hannoverſchen und Iſten 
ahlkreiſes d eg.⸗Bez. Minden ſei der Reichstag bei der zw 
von ſolchen Vorausſetzungen ausgegangen; es habe ſich nämlich herausge⸗ 
ſtellt, daß Wilhelmshafen, welches jetzt zum 2. Hannoverſchen Wahlkreiſe 
geſchlagen werden ſoll, ſchon früher mit demſelben zuſammen gewählt habe, 
da es bereits damals dem fraglichen Verwaltungsbezirk der Provinz Han⸗ 
nover zugetheilt worden ſei. Was man alſo mit Ablehnung dieſer Verän⸗ 
derung bezweckt habe, nämlich eine Verſchiebung der Bevölkerung kurz vor 
den Wahlen zu verhindern, könne man nur erreichen, wenn man die Vor⸗ 
lage annehme. b 

Auf Antrag des Abg. Grumbrecht werden darauf gegen die Stimmen 
der Fortſchrittspartei, des Centrums, der Socialdemokraten und Polen die 
einzelnen Paragraphen in der Faſſung der Regierungsvorlage — unter 
Streichung der ſchon früher zurückgezogenen Aenderungen der Wahlkreiſe in 
Sachſen und Heſſen — angenommen. Die Schlußabſtimmung über das 
Geſetz wird in einer der nächſten Sitzungen erfolgen. . 

A et die dritte Berathung des Etats für Elſaß⸗Lothringen 
pro ; 

Der Etat, ſowie das Etatsgeſetz werden ohne Discuſſion unverändert nach 
den Beſchlüſſen der zweiten Leſung genehmigt. 8 

Im Anſchluß daran reſerrirt 

Abg. Dr. Nieper Namens der Petitionscommiſſion über eine Petition 
des Comité's der Volksſchu llehrer in den elſaß⸗lothringenſchen Städten — 
M. Zaun zu Mühlhauſen und Genoſſen — um Einkomm enverbeſſerung 
unter Abänderung der noch geltenden franzöſiſchen Geſetzgebung und bean⸗ 
tragt, mit Rückſicht auf die ſeit 1874 von der Regierung bereits getroffenen 
Maßregeln und die Erklärungen der Regierungs⸗Commiſſäre, daß der Gegen⸗ 
ſtand fortwährend in's Auge gefaßt werde, über die Petition zur Tages: 
ordnung überzugehen. 

Das Haus tritt dem Antrage bei. Letzter Gegenſtand der Tagesordnung 
ift die dritte Berathung des Reichs baus haltsetats auf die Zeit vom 
1. Januar bis 31. Marz 1877. In der Generaldiscuſſton nimmt das Wort 

Abg. Vahlteich: Wir werden der Regierung die Bewilligung des Etats 
verſagen, weil wir der Meinung Eingang derſchaffen wollen, daß mit dieſer 
Regierung endlich einmal vollſtändig gebrochen werden muß. Männern 
gegenüber, die von Volksrechten u wiſſen wollen, die Strafgeſetznovellen 
einbringen, wie die letzte, die der Volksvertretung gegenüber eine derartige 
Poſition einnehmen, wie z. B. beim Antrage Schulze⸗Delitzſch, denen muß 
das Volk beſtimmt gegenübertreten. Durch die äußere Politik ſind wir bisher 
von Krieg zu Krieg getrieben worden, und wir ſtehen jetzt wieder vor einem 
ſolchen; das Volk will aber Frieden haben, und es muß dies endlich einmal 
offen ausgeſprochen werden. 

Abg. Reich enſperger (Crefeld): Ich habe einen Wunſch in Bezug 
auf das auswärtige Amt; derſelbe iſt außerſt harmlos, ich bedaure aber 
doch, daß der Reichskanzler nicht auf ſeinem Platze iſt, um ſeine Meinung 
über denſelben auszuſprechen. Bekanntlich iſt es ein in den übrigen Lan⸗ 
dern allgemein gültiger Gebrauch, daß der Volksvertretung über die Vor⸗ 
gänge innerhalb des auswärtigen Amtes während der verfloſſenen Seſſion 
eine Denkſchrift zugeht. Jene Denlſchriften haben ſogar als Blau⸗, Roth⸗, 
Grün⸗, Gelb⸗Bücher u. ſ. w. ihre beſtimmte Farbe, und wenn man fie von 
den verſchiedenen Ländern zuſammenlegt, 10 kann man ein Bild erhalten, 
welches in allen ſieben Regenbogenfarben ſchillert. Ich wundere mich nun, 
daß das deutſche Reich noch nicht ein derartiges Buch eingerichtet hat. Ich 
bin ja nicht jo naiv zu glauben, daß uns darin Geheimniſſe der austwär: 
tigen Politik vorgetragen werden würden, aber ich halte eine derartige Denk⸗ 
ſchrift für den Ueberblick der vergangenen Ereigniſſe trotzdem für durchaus 
werthvoll. Es iſt doch merkwürdig, daß man ſich dieſelben aus einzelnen 

eitungen zuſammenſuchen ſoll. Ich glaube auch nicht, daß es gegen das 

ntereſſe des auswärtigen Amtes wäre, derartige Mittbeilungen zu machen, 
weil wir auf dieſe 235 richtig und officiell die Nachrichten erhalten würden, 
welche man aus den Zeitungen vielleicht in uren J Darſtellung bekommt. 
Aber eine ſolche Einrichtung liegt auch im hiſtoriſchen Intereſſe, und Deutſch⸗ 
land wird in dieſer Beziehung zu kurz kommen, wenn es mait den andern 
Ländern concurriren will. 300 glaube nicht, daß man dadurch diplomatiſche 
Köpfe heranbilden wird, denn dazu gehört ja eine beſondere Befähigung, 
aber man wird die jetzige 1 viel beſſer verſtehen können, wenn man 
die Ideen kennt, die die vorhergehende geleitet haben. Ich zweifle deshalb 
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Expedition. Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtabten Beflellungen auf die Zeitnn g, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


rr 
nicht, daß die Regierung auf meinen Wunſch eingehen und in der nächſten 
Seſſion eine derartige Denkſchrift vorli'gen wird. 

Hiermit wird die Generaldiscuſſion geſchloſſen. . 

Bei Cap 7 des Etats des Reichsk. inzleramts (Reichsgeſundheits⸗ 
Amt) richtet Abg. Frühauf die Anfratſe an den Bundesrath, ob dem 
fa da ein Geſetz über die Veterinärpollizei und die obligatoriſche Leichen⸗ 
ſchau bald vorgelegt werden würde und ol“ das Reichsgeſundheitsamt auf 
die häufigen Fälle von Erkrankungen an deer Trichinoſe aufmerkſam gewor⸗ 
den ſei. In der Provinz Sachſen allein feiern in dieſem Jahre 1356 Ber: 
ſonen an der Trichinoſe erkrankt, von denen 200 geſtorben find. Leider ge⸗ 
ſchehe noch immer viel zu wenig, um derartige Maſſenerkrankungen zu 
beobachten und ihren Yeloiten borzubengen. Cine jorgfältige Mortalitats⸗ 
Statiſtik ſei ein dringendes Bedürfniß. Die geil tige und ſittliche, die wirth⸗ 
ſchaftliche und politiſche Kraft einer Nation pangı von der phyſiſchen Ge⸗ 
ſundheit des Einzelnen ab. Er hoffe deshalb, da ß es gelingen werde, die 
treffliche Inſtitution des Reichsgeſundheitsamtes aus ihrem bisherigen Still⸗ 
2: zu einer ihrem Zwecke entſprechenden ſegenst eihen Wirkſamkeit über⸗ 
zuführen. 

Geh. Ober⸗Regierungsrath Dr. Michaelis: Das Reichsgefundheitsamt 
hat fi die Grundlagen für ſeine Thätigkeit erſt ſelbſt ſchaffen müſſen und 
es iſt daher ulcht möglich, ſchon jetzt mit fertigen Reſuiltaten über die Mor⸗ 
talitätsſtatiſtik vor Sie hinzutreten. Eine maßgebende Mortalitatsſtatiſtik 
iſt allerdings abhängig von einem Geſetze über die obligatoriſche Leichen⸗ 
ſchau. Ein ſolches iſt auch im Reichs kanzleramte bereirs ausgearbeitet und 
wird dem Reichstag vorausſichtlich ſchon in der nächſten Schion vorgelegt 
werden. Ueber die Mortalitätsſtatiſtit ſelbſt iſt die Einleitung fo getroffen, 
daß ſie erſt auf Grund des Leichenſchaugeſetzes in Angriff genommen wer⸗ 
den kann. Die häufigen Fälle der Erkrankung an der Trichinoſe ſind der 
Aufmerkſamkeit des Reichsgeſundheitsamtes nicht entgangen, es ſind auch 
bereits Erhebungen angeordnet, auf deren Grundlage weitergebaut werden 
wird. Ich bitte Sie aber, die Anſprüche an die erſt neu geſchaffene Be⸗ 
börde nicht zu hoch zu ſpannen, fie bringen dieſelbe ſonſt in Gefahr, wenig 
wirklich Erſprießliches leiſten zu können. 

Abg. Reichenſperger (Crefeld): Ich wünſchte, daß das Reichs⸗ 
geſundheitsamt ſich auch mit der Ueberwachung der Nahrungsmittel befaſſe, 
der feſten und der flüſſigen, insbeſondere aber der letzteren. Es wird allge⸗ 
mein Klage geführt über Fälſchungen (Sehr richtig!), und es muß auch nach 
dieſer Richtung hin möͤglichſt raſch und energiſch vorgegangen werden. 
Kenner ſind der Anſicht, daß ſogar das Bier 190 im Reichstage nicht ganz 
rein von Fälſchung ſei. Das iſt aber ein wahrhaft erſchreckendes Samptom 
mit Rückſicht auf dasjenige Bier, welches außerhalb des Reichstages ver⸗ 
kauft wird (Heiterkeit). Es iſt Thatſache, daß die zur Fälſchung angewandten 
Surrogate in immer größeren Quantitäten eingeführt und gekauft werden. 
Ich richte daher an den Bundesrath die Bitte, ſich darüber auszuſprechen, 
ob nach der von mir angegebenen Richtung hin beſtimmte Maßnahmen in 
Ausſicht genommen ſind und ich hoffe, das ganze deutſche Volk wird mir 
ſecundiren. (Lebhafter Beifall.), f 

Abg. Richter (Hagen) ſpricht ſein Bedauern darüber aus, daß de 
Mann, welcher an der Spitze des Reichsgeſundheitsamtes fteht, mehr eine 
Nane . des Reichskanzlers als der Aerzte iſt. 

Abg. Dr. Zinn: Ich habe bei Berathung des vorjährigen Etats mich 
energiſch dagegen ausgeſprochen, daß an die Spitze des Reichsgeſundheits⸗ 
amtes ein Verwaltungs Beamter geſtellt werde da bei dieſer Behörde nichts 
zu verwalten iſt. Gleichwohl ſheint dieſe Behörde von der Verwaltung 
ganz abhängig zu ſein. Ich muß lebhaft bedauern, daß nicht ein Mitglied 
des Reichsgeſundheitsamts heut am Tiſche des Bundesraths ſitzt, um uns 
auf Anfragen Aufklärungen geben u können. Ich muß aus dieſem Um⸗ 
ſtande die Vermuthung herleiten, daß die Mitglieder des Reichsgeſundheits⸗ 
amts nicht directen Vortrag bei dem Reichskanzler haben. Nimmer aber war 

der nn daß 55 Mitglieder jener Behörde von der Ver⸗ 
waltung zu bevormunden ſeien er techniſche Beamte muß e 
tungsbeamten völlig gleichſtehen. Durch eine abhängige Stellung des erſteren 
Din 2 e die r im u geſchädigt, 
welches ohnedies ſchon dieſer neuen örde mit einem Achſelzucken be 
iſt. Eine Verſuchsſtation, fein ol, i ee 
nothwendige Lebensbedingung für das Land: 
aber, wie es jetzt iſt, ſcheint mir ganz unhaltbar 
daß die Mitglieder der neuen Behörde, falls 
Amt niederlegen werden. Ich hätte zahlreiche Anfragen an den Bundes⸗ 
rathstiſch zu richten, muß aber davon Abſtand nehmen, da kein techniſcher 
Vertreter anweſend iſt. Eine Kritik über die Art der Beſetzung des Reichs⸗ 
geſundheitsamts will ich nicht üben, darf aber erfläten: Der Mann, welcher 
jetzt an der Spitze deſielben ſteht, hat ſich das vollſte Vertrauen der Aerzte 
erworben, ein Mißtrauen gegen ihn iſt nicht gerechtfertigt. 


eine derartige Einrichtung 
r zu ſein. Ich bin überzeugt, 
nicht Abhilfe geſchafft wird, ihr 


Geh. Ober⸗Regierungsrath Dr. Michaelis: Ich bin dem Herrn Vor⸗ 


redner für den Schluß ſeiner Rede ſehr dankbar, muß aber, was den übrigen. 
Inhalt derſelben betrifft, wiederholt bitten, nicht fo raſch fertige Reſultate zu 
verlangen. Die Organiſation der Behörde iſt dieſelbe, welche in der mit dem 
vorjährigen Etat dem Reichstage überreichten Denkſchrift vorgezeichnet war. 
Der Reichstag bat den Etat genehmigt und gegen den Inhalt der Denlſchrift 
keine Erinnerungen gemacht. Die Bemerkungen des Vorredners ſind ſomit 
gegen den Reichstag ſelbſt gerichtet. 

Abg. Dr. Zinn: ch muß Verwahrung dagegen einlegen, daß der 
Reichstag die in der Denkſchrift vorgezeichnete Organiſation des Geſundheits⸗ 
amts Beam bat. Daß dies nicht der Fall war, folgt ſchon daraus, 
daß nach der Denkſchrift ein Verwaltungsbeamter an der Spitze des Geſund⸗ 
heitsamtes ſtehen ſoll, was offenbar nicht der Auffaſſung des Reichstags 
entſpricht. Ich bin der Ueberzeugung, daß kein Mitglied des Reichsgefund⸗ 
heitsamts eine Stelle in demſelben angenommen haben würde, wenn es 
gewußt hätte, daß es von der Verwaltung abhängig ſei. N 

Bei Cap. 12. 
an den Vertreter des Bundesraths die Anfrage, ob er in der jüngſten Zeit 
vielleicht Nachrichten über das Schicksal der feiner 10 in Antwerpen befind⸗ 
lichen und nach Venezuela verkauften deutſchen Auswanderer erhalten hat. 
Der Fall war folgender: Es hat im vorigen Monat ein dem Namen na 
polniſch⸗preußiſcher Prieſter Borowski in der Nähe von Danzig zwiſchen 6 
und 700 Einwohner zur Auswanderung nach Venezuela verleitet unter dem 
Vorgeben, daß ihre Religion in Preußen vernichtet würde und daß, wenn 
ſie dablieben, alle proteſtantiſch werden müßten. Als die Unglück lichen in 
Antwerpen ankamen, hatte dieſer Prieſter, der ſich für jeden Auswanderer 
Banz vier Thaler baar zahlen laſſen, kein Schiff in Bereitſchaſt geſtellt. Das 

aus. mit dem er angeblich einen Vertrag era hatte, iſt eines der be⸗ 
rüchtigtſten Häuſer auf der Antwerpener Linie nach Südamerika; und 
fielen unſere unglücklichen Landsleute der Antwerpener Behörde zur La 
Einige bea de inzwiſchen nach Amerika geſchafft, andere in die Heimath zu⸗ 
rckgeke 4 fein. So dumm die Auswanderer auch gehandelt haben mögen, 
find wir ihnen doch die Rückſicht ſchuldig, daß, wenn fie nach Preußen zus 
rückkehren wollen, wir fie zurückſchaffeu laſſen. Sodann möge endlich ein⸗ 
mal die Stellung, die Antwerpen in Auswanderungs⸗Angelegenbeiten ein⸗ 
nimmt, von unſerer Regierung zur Sprache gebracht werden. Menſchen, die 
nach Tropen geſchaſſt werden, wie Venezu ia, können nicht ein balbes Jahr 
bei der Arbeit im Freien aushalten. Das Land iſt nicht einmal für einen 
Kuli geeignet, am wenigſten für eine t Norddeutſchen. Ich bitte deshalb 


daß die Regierung ſich mit der belgiſchen 1 wegen dfeſes Auswan⸗ k 
e 


derungsunfugs ins Einvernehmen ſetze. Es giebt keinen anderen Hafen im 
Europa, wo ein ſolcher Unfug getrieben wird wie dort. Sodann möchte ich 
bitten, daß, wenn der genannte Prie ſter ein Preuße oder deutſcher Staats⸗ 
angehöriger iſt, deſſen 
wird. Nach unſerem Vertrage mit Belgien vom Februar 1870 wird wegen 
des Vergehens des Betrugs ausreliefert; der Betrug ist hier nachweisbar: 
es iſt ſogar gelungen, dem ps ter einen Theil feines Sündenlohnes wieder 
abzupreſſen. Endlich wünſche ich, daß gerade dem Unweſen, welches von 


Sonnabend, den 16. December 1876. 
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katholiſchen Prieſtern in jeren Gegenden getrieben wird, endlich ein Ende BER 
gemacht werde und daß min dieſen Menſchen, die unter dem Vorwande. 
das Seelenheil zu fordern, den gemeinſten Menſchenhandel treiben, das 
Handwerk legt. f en 
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den Zuſammenbang dieſer Frage mit dem Etat nicht erkennen bin aber 
eg gern bereit, zu autworten. Vorweg will di 
2000 uswanderer inzwiſchen auf dem Wege der Beſtimmung ſind, vie 
fie ſich felbit gewählt haben. Dem auswärtigen Amte kam ganz unerwar⸗ 
tet die Nachricht, daß in Antwerpen 5-6) Auswanderer hülflos auf der 
Straße lagen. Natürlich wurde ſofort der Geſandte in Brüſſel und der Ge: 
neralconſul in Antwerpen mit Weiſungen verſehen. Die Leute erklärten, 
daß fie durch allerlei Umtriebe zum Auswandern veranlaßt worden ſeien, 
fie follten von Antwerpen aus freie Ueberfahrt finden. Es geſchah alles, 
um die Lage der Armen zu erleichtern, und beſonders muß man das Ver⸗ 
balten der belgiſchen Localbehörden vollkommen anerkennen. Gegen den ge: 
nannten Geiſtlichen iſt eine Unterſuchung eingeleitet worden, die ſich wegen 
der Ermittelungen, die in Bremen und Hamburg angeſtellt werden mußten, 
zus kurze Zeit hinziehen wird. Went der Vorredner in Bezug auf die 
Zukunft der Leute verlangt, die Regierungen follten ſich darum kümmern, 
was aus den Leuten würde, ſo möchte ich doch kurz den Standpunkt darle⸗ 
gen, von dem die deutſche Regierung ausgeht. Die Leute, welche das Band, 
Jas ſie an das Vaterland knüpft, zerreißen, und in weiter Ferne eine neue 
Heimath gründen wollen, find nicht, 775 halten. Die Regierung iſt bemüht 

eweſen, durch Warnungen aller. Art in einzelnen Diſticten, wo ſich eine 
e. Luſt zu Auswanderungen zeigte, die Leute zurückzuhalten. Wenn 
die Regierung allen denen ihren Schuß angedeihen läßt, die noch Deutſche 
ſind und es bleiben wollen, ſo thut ſie damit ihre Pflicht; dieſen Schutz 
weiterhin auszudehnen, und allen denen angedeihen zu laſſen, die ihr Va⸗ 
terland aufgeben und über dos Meer ziehen, iſt nicht nur nicht die Pflicht, 
ſondern auch nicht das Recht, der Regierung. 

Abg. Prinz Radziwill Beuthen): Der 
polniſcheu Namen und ſoll ein früherer Mön ö 
Sollte ſich die Wahrheit der vom Abg. Kapp gemachten Angaben bewahr⸗ 

eiten, ſo gebe ich dieſen Geiſtlichen vollſtändig Preis; denn ich habe keinen 

usdruck für die Gemeinheit eines ſolchen Verfahrens, wie das ſeinige ge⸗ 
weſen. Aber die Aeußerungen des Abg. Kapp kann ich unmöglich uner⸗ 
widert laſſen. Es iſt bekannt, was die katholiſchen Geiſtlichen gethan haben, 
um dem Bedürfniſſe der Auswanderer zu Hilfe zu kommen: es beſteht ein 
Comite in Hamburg, welches denſelben behilflich iſt und ihnen Empfehlungen 
giebt, damit ſie nicht in ſchlechte Hände fallen. Was nun die Aeußerung 
des Abg. Kapp betrifft, daß die katholiſchen Geiſtlichen in Poſen und ſonſtwo 
ſich an dieſem Menſchenhandel betheiligt hätten, ſo iſt dies eine für mich 

anz unqualificirbare Behauptung und ich frage, woher nimmt er das Recht, 
bir öffentlich vor ee und Europa dies auszuſprechen, wofür er 
keinen Beweis bringen kann. Mir iſt kein derartiger Fall bekannt. 

Abg. Kapp: Ich danke dem Herrn Regierungsvertreter für ſeine Klare 
Darlegung und bin damit vollſtändig einverſtanden. Dem Vorredner will 
ich entgegnen, daß mir mehrere Fälle bekannt ſind, wo Geiſtliche in Weſt⸗ 
preußen die Bewohner veranlaßt haben zur Auswanderung unter dem Vor⸗ 
wande, man wolle fie proteſtantiſch machen. (Ruf: Namen! Namen!) Ich 
babe Ihnen ja ſchon den einen Geiſtlichen genannt; augenblicklich iſt mir 
kein ſpecieller Fall gegenwärtig, es iſt aber in vielen amerikaniſchen Zeitun⸗ 

en davon die Rede geweſen. Selbſtverſtändlich iſt es nicht leicht möglich, 
55 Leuten gegenüber einen juriftiihen Beweis zu führen, da es ſich dabei 
nur um Ausſagen von Leuten handelt, die nicht mehr Angehörige des 
Deutſchen Reiches ſind. 

Abg. Reichenſperger (Crefeld): Der Vorredner ſelbſt hat zugegeben, 
daß er einen juriſtiſchen Beweis nicht führen konne; ich glaube, wir können 
das Wort „juriſtiſch“ ſtreichen, er kann überhaupt keinen Beweis bringen. 
Wenn ſolche Thatſachen zu Sr Kenntniß gekommen find, jo iſt es feine 
Pflicht, der Behörde davon Anzeige zu machen. Wird die Sache nicht un⸗ 
terſucht, dann bleibt ihm immer noch der Reichstag offen. i 
Reichstage auftritt, muß er den Beweis in der Taſche haben. 
hätte er auch die Unterſuchung in Belgien abwarten können. Wenn es ſich 
mit dem angeblichen Prieſter wirklich ſo verhält, wie er angiebt, ſo gehe 
auch ich denſelben vollkommen preis und wünſche, daß er die härteſte Strafe 
bekomme, gerade wegen feines pricjterlihen Standes. 

Der Titel wird genehmigt. 5 

Bei Cap. 47 der fortdauernden Ausgaben (Marineberwaltung) fragt 
Abg. Zinn, ob es wahr ſei, daß die Telegraphen⸗Verwaltung die Gebüb: 
zen für die Wetterberichte der deutſchen Seewarte auf monatlich 60 Mark 
erhöht habe. Dadurch werde der Nutzen der Wetterberichte, namentlich für 
die Provinzialzeitungen, illuſoriſch gemacht. Ferner fragt der Redner, wie 
weit die vom preußiſchen Miniſter für Landwirthſchaft angeregten Unter⸗ 
handlungen darüber, die Wetterberichte auch für die Landwirthſchaft nutzbar 
u machen, im Reichskanzleramte gediehen ſeien und ob die Telegraphen⸗ 

erwaltung auch — denſelben Standpunkt einnehme. 

Generalpoſtmeiſter Stephan erwidert, daß die von der Telegraphen: 
Verwaltung für die Wetterberichte geforderten Gebühren kaum ein Fünftel 
des Selbſtkoſtenpreiſes betragen. In Betreff der zweiten Frage ſchwebe eine 
Correſpondenz zwiſchen dem preußiſchen Miniſter für Landwirthſchaft und 
dem Generalpoſtmeiſter. . f 

Sämmtliche Poſitionen der fortdauernden und einmaligen Ausgaben 
werden genehmigt. . . 

Bei Cap. 1. Tit. 1. der Einnahmen beantragt Abg. Wehrenpfennig 
und Genoſſen: „den Reichskanzler zu erſuchen: Ueber die in den einzelnen 
Bundesſtaaten zur Erhebung kommenden Stempelſteuern oder den 
Stempelſteuern gleich zu erachtende Steuern, reſp. die daraus fließenden 
Jahresertäge, dem . baldthunlichſt eine nach den einzelnen Kate⸗ 

orien geordnete ſtatiſtiſche Ueberſicht vorlegen zu wollen“. Der Antrag: 

eller will mit ſeinem Antrage keinen Anlaß zu einer Steuerdiscuſſion 
geben und ſtellt ihn deshalb erſt in dritter Leſung. Er bezeichnet ihn als 
einen informatoriſchen, der von allen Parteien und wegen feiner vorſichtigen 
milden Faſſung auch von den Regierungen acceptirt werden könne. 
er Antrag wird angenommen. 

Es folgt die Berathung des Etats der Poſt- und Telegraphen⸗ 

erwaltung. a 

Abg. Windthorſt (Meppen): Wir haben ſchon bei der zweiten Leſung, 
als der Generalpoſtmeiſter nicht im Stande war, die Requiſitionen der 
Staatsanwaltſchaft zu Poſen und Bromberg in Bezug auf die Briefe des 
Cardinals Ledochowski vorzulegen, angekündigt, auf dieſe Frage wieder zu: 
züdzulommen und ich hoffe, daß der Generalpoſtmeiſter heute in der Lage 
ein wird, jene Schriftſtücke vorzulegen, ſowie, daß daraus klar hervorgehen 
wird, daß die Poſt völlig unſchuldig iſt und daß nur die Staatsanwaltſchaft 

te Befugniſſe überſchritten hat. Bei der Berathung der Juſtizgeſetze er: 

Arte allerdings ein Bundescommiſſar auffälliger Weise, es handle ſich hier 

nicht um eine Beſchlagnahme, ſondern nur um eine vorbereitende Handlung 
zu dem Zwecke, durch die Poſt zu erfahren, ob Briefe, die vorausſichtlich 
belegt werden könnten, circulirten. Wenn ein ſolches Ver⸗ 


enannte Geiſtliche trägt einen 
8 aus der Provinz Poſen ſein. 
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ber dieſen Gegenitand Veranlaffung genommen, die betreffende Nequilition 
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f e ung; es wird darin ſogar, was geſetzlich gar nicht er: 
ei 


et ſei. taatsanwalt angeführt, weshalb die Unterſuchung einge⸗ 
Abg. Windthorſt. Ich weiß nicht, was den Generalpoſtmeiſter abhält, 


me zu erfolgen habe auf Grund einer eingeleiteten ſtraf⸗ 
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berſchreitung der Befugnifje der Staats⸗ 
wa Verde eneralpoftmeifter uns nicht 7 die Gründe 
* N e er dieſe Requiſition in ihrem 
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lpoſtmeiſter Stephan: Aus dem Umſtand, daß ich nicht in der Lage 


anwaltſchaft vor. W̃ 


eabevollubchtigter Gebeine Ralb b. Philir sb ern: Sa kann bin, dielbefreffende Psäuiftich borzufefen (S8 cl Nört)), 
ich bemerken, daß die] Logik des Vorredners nicht vereinbar 1%. Es 
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faul in der Sach⸗ ſei, iſt ein vollſtändiger Fehlf 


„a biefem Augenblick auf alle eben vorgetrage⸗ 
Abg. v. Schorlemer⸗Alſt: Ich kann mit meinem Collegen Windt⸗ 
horſt nur übereinſtimmen, daß, wenn von Seiten des Generalpoſtmeiſters 


falls aber iſt es unmoglich, 
ner, Einzelnheiten einzuge 
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rechtigt, eine Requiſition, die einen darauf bezüglichen Inhalt hat, zur Kennt: die Aufklärung derweigert wird, die Sache nicht blos faul, ſondern oberfaul 


niß des Hauſes zu SE 4 Pr 

Ang. Liebknecht: Ueber den bier vorliegenden Fall enthalte ich mich 
jedes Urtheiles. Ich erinnere nur daran, daß der Redacteur des „Kuryer 
Poznanski“, weil er den Beſcheid der Oberpoſtdirection veröffentlicht hat, in 
Anwendung des Zeugnißzwanges noch heute im Gefängniſſe ſitzt; er kann 
aber gar nicht ausſagen, was man bon ihm wiſſen will. Denn ich felbit, 
der in unſerm Organ „Vorwärts“ zu Leipzig dieſe Inſtruction der Post 
behörde zu allererſt veröffentlicht habe, kenne den Mann nicht, von dem mir 
die Mittheilung dieſer Inſtruction geworden. Das Einzige, was ich weiß, 
iſt, daß es ein Poſtbeamter geweſen; aber Herr Stephan wird den Namen 
des Mannes nie und nimmermehr erfahren. Wenn man den Zeugniß⸗ 
zwang anwenden will, ſo wende man ihn gegen mich an; aber der Mann, 
der jetzt im Gefängniſſe ſitzt, iſt vollſtändig unſchuldig (Hört! im Centrum), 
und es iſt eine Barbarei, ihn noch weiter zu quälen. Ich bin gezwungen, 
auf die von mir in voriger Seſſion vorgebrachten Thatſachen wegen Ver⸗ 
letzung des Briefgeheimniſſes zurückzukommen. Es wurde mir damals vor⸗ 

eworfen, ich hätte die Poſtbeamten verleumdet. Eine ungerechtfertigtere 

ebauptung kann nicht gemacht werden. Ich perſönlich und meine Partei⸗ 
genoſſen haben vor keinem einzigen Inſtitut in dem heutigen Staatsweſen 
einen ſolchen Reſpect, wie gerade vor dem der Poſt. Ja wir erkennen das 
heutige Inſtitut der Poſt, abgeſehen von gewiſſen politiſchen Einrichtungen, 
als jo vorzüglich an, daß wir es ſogar in vielen unſerer Parteiſchriften als 
das Muſter einer . wiederholt angeführt und auf 
die heutige Einrichtung der Poſt als auf ein Beiſpiel der Organiſation im 
ſocialen Staat der Zukunft hingewieſen haben. Was die Poſtbeamten be- 
trifft, ſo iſt jeder von uns Socialiſten von der Opferwilligkeit, von dem 
außerordentlichen Fleiß und der Thätigkeit dieſer Beamten im vollſten Maße 
überzeugt und ich wünſchte nur, der Generalpoſtmeiſter wäre den Poſtbeamten 
fo wohlgeſinnt, wie wir, die wir wiederholt Anträge auf Erhöhung ihres 
Gehalts hier geſtellt haben. Alſo dieſe Beſchuldigung weiſe ich ganz und 
gar von mir zurück. 

Von den Thatſachen der Verletzung des Briefgeheimniſſes, die ich das 
vorige Mal anführte, hat der Generalpoſtmeiſter keine einzige widerlegt, 
nicht einmal den Verſuch einer ſolchen Widerlegung hat er gemacht, während 
in dem von ihm beeinflußten „Deutſchen Poſtarchid“ die betreffende Reichs⸗ 
tagsverhandlung in durchaus parteiiſcher Form vorgebracht wird, jo daß es 
den Anſchein gewinnt, als hätte ich lauter leere Behauptungen hier vor⸗ 
gebracht. Zur Vervollſtändigung des Beweismaterials, daß ich im vorigen 
Jahre vortrug, führe ich an die Erbrechung dreier Briefe aus London an 
meinen Freund Carl Hirſch in Paris, auf deren zweien als amtlicher Ver⸗ 
merk zu leſen iſt, daß ſie unterwegs erbrochen vorgefunden ſeien. Carl 
Hirſch ſchreibt mir: Herr Stephan ſucht die Sache ins Lächerliche zu ziehen. 
Daſſelbe hat ſeiner Zeit mit mehr Witz auch der Poſtminiſter Vandal unter 
Napoleon III. gethan und doch iſt es bekannt, wie dieſem Minifter ſchließlich 
der Proceß gemacht werden mußte. Ich babe hier ferner die Zuſchrift einer 
Dame, der Tochter von Carl Marx in London. Dieſelbe ſchreibt mir, daß 
im Sommer dieſes Jahres zwei Briefe an mich mit meiner genauen und 
richtigen Adreſſe aufgegeben wurden, in denen Nachrichten ſtanden, die für 
mich von der höchſten Wichtigkeit waren. Ich habe keinen dieſer Briefe er⸗ 
halten. In Folge meiner Rede vom vorigen Jahre iſt mir ein Brief mit⸗ 
getheilt worden, worin ein Beamter freundſchaftlich erſucht wird, ſeine Briefe 
nicht in der Nähe ſeines e ſondern in einem entfernteren Poſt⸗ 
bureau aufzugeben, weil feine Correſpondenz überwacht würde. Dieſer Fall 
ſteht ganz und gar in Uebereinſtimmung mit einer Warnung, die mir ſelbſt 
im Jahre 1864 von einem mit dieſen Dingen ie vertrauten Manne, dem 
Nedactenr der „Nordd. Allg. Ztg.“, Herrn Braß, zu Theil wurde. Herr 
Braß iſt inzwiſchen geſtorben, indeſſen bürgt Ihnen mein Ehrenwort für 
57 eee der Angabe. Ich verleſe ferner aus der Schrift „Pro 
Nihilo ““. 

Präſident v. Forckenbeck: Ich glaube nicht, daß es geſtattet iſt, aus 
dieſer Schrift Etwas zu verleſen, da dieſelbe durch ſtrafrechtliches Urtheil 
verboten worden iſt. (Obo!) } 2 

Abg. Liebknecht: So will ich daraus nur anführen, daß eine Poſt⸗ 
anſtalt durch Herrn v. Philipsborn angewieſen worden ſei, die Correſpondenz 
des Herrn v. Arnim zu überwachen. Der Redner fährt hierauf fort unter 
Vorleſung der betreffenden Actenſtücke einzelne Fälle aufzuzählen, um die 
Verletzung des Briefgeheimniſſes e So habe ein Stipendiat des 
Reptilienfonds, Dr. Eduard Löwenthal in der Schweiz, eine mazeſtatsbe⸗ 
leidigende Broſchüre geſchrieben, die er dem Kaufmann Hornig in Frankfurt 
ugejandt habe. Gleich nach Empfang der Broſchüre von der Poſt ſei die⸗ 
ſelde durch die Polizei im Hauſe des Empfängers confiscirt worden. In 
einem Prozeſſe des Löwenthal gegen die „Frankfurter Zeitung“, die in einer 
Charakteriſtik des Löwenthal jenen Fall beſprach, habe ein Polizeirath aus⸗ 
geſagt, der Hornig ſei durch das Begleitſchreiben als Empfänger derartiger 
Broſchüren auf der Poſt ermittelt. Gegen Hornig habe damals eine Unter⸗ 
ſuchung nicht geſchwebt, eine Prüfung ſeiner Correſpondenz war alſo jeden⸗ 
falls unzuläſſig. 

Präſident v. Forckenbeck macht den Redner darauf aufmerkſam, daß 
er dem Gebrauche des Hauſes entgegen von dem Verleſen der Actenſtücke 
einen zu umfaſſenden Gebrauch mache. 21 e 

Abg. Liebknecht rechtfertigt dies damit, daß er möglichſt objectib fein 
wolle. Er fährt dann referirend fort und kommt auf den Prozeß Arnim. 

n Begriff, ein darauf bezüͤgliches Schriftſtück zu verleſen, wird er vom 
Präſidenten unterbrochen, der es nicht zugeben kann, daß ein Schriftſtück, 
deſſen Geheimhaltung das Gericht beſchloſſen habe, hier verleſen werde. Der 
Redner erwähnt dann, daß während des Prozeſſes Arnim nicht nur die 
Briefe des Angeklagten in Luzern, ſondern auch die Briefe an die unbe⸗ 
theiligten Familienmitglieder des Grafen und namentlich an deſſen Sohn 
in einem flagranten Fall verletzt worden ſeien. Seine Angriffe gegen die 
n ſeien nicht grundlos, ſondern er habe hohe Autoritäten als 

ewährsmänner. Fürſt Bismarck ſelbſt habe als Bundestagsgeſandter an 
8 emahlin geſchrieben: „Ich kann Dir nicht viel ſchreiben, denn alle 

riefe werden erbrochen.“ Ebenſo habe Fürſt Pückler⸗Muskau Anfan der 
Sechsziger Jahre geſchrieben: „Ich kenne mein ſchwarzes Cabinet.“ war 
Ki jeitdem ein Vierteljahrhundert ins Land en n aber die ehemaligen 

rieferbrecher ſeien zum Theil noch heute in Amt und Würden und das 
Syſtem ſei daſſelbe geblieben. Man behaupte, Fürſt Bismarck ſei das Reich; 
das ſei nur eilweiſe richtig. Thatſächlich ſei Herr Stieber das Reich; der 
regiere noch unverändert fort. (Ruf: Der it ja todt.) O nein, der lebt 
ſehr. (Heiterkeit.) Redner bält den Ausſpruch des ehemaligen preußiſchen 
Miniſters Schön aufrecht, daß die Brieferbrecher dumme Eſel und boshafte 
Schufte ſeien, und ſchließt mit dem Antrage, eine parlamentariſche Enquöte- 
Commiſſton zur Unterſuchung der in feiner Anklage behaupteten Mißſtände 
niederzuſetzen. 8 \ 

Kor 1 00 wird nur von den Socialdemokraten, alſo nicht genügend 
unte . 

Generalpoſtmeiſter Stephan: Ich würde dem Vorredner nicht antworten 
Bewegung), wenn es ſich nicht um einen Gegenſtand handelte, der für die 
Postverwaltung von der größten Wichtigkeit iſt. Der Vorredner wollte eine 
Anklage erheben; wenn ich aber die Art und Weiſe ſeiner Beweisführung, 
die unrichtigen Folgerungen und Fehlſchlüſſe betrachte, jo ſcheint es mir 
doch ein ſehr mäßiges Plaidoyer und es fehlt dem Redner die Befähigung 
Kin Staatsanwalt noch ſehr. Ich erinnere nur an den Schluß: weil es 
rüher irgendwo ein a. es Cabinet gegeben habe, müſſe ein ſolches auch 
heute noch beſtehen. Der Vorredner hat faſt alle ſeine Angaben ſchon vor 
einem Jahre vorgebracht. (Abg. Liebknecht: Nicht ein Wort.) Wie viel 

v nn ge fein mag, kann ich im Augenblick aus dem 
ſtenographiſchen Bericht der vorjährigen Rede nicht erſehen, aber ich hätte 
ihm ſeine Arbeit erleichtern können, denn zu den Acten der Poſtverwaltung 
kommen täglich neue derartige Fälle. Aber was folgt daraus? Muß die 
Verletzung des Briefcouverts auf der Poſt geſchehen ſein? Der Abg. von 
Schorlemer⸗Alſt hat früher einen Fall zur Sprache gebracht, in welchem ein 

rief von ihm auf der Poſt eröffnet worden ſei. Es hat a herausgeſtellt, 
daß der Brief irrthümlich geöffnet und ſogleich wieder geſchloſſen worden 
war, und daß die Poſtverwaltung durchaus kein erm traf. Wenn der 
Vorredner ſich auf England berief, ſo muß ich doch bemerken, daß die Ent⸗ 
fernungen in England viel Heiner find und die Engländer gewöhnlich auch 
ſehr ſtarkes Papier zu den Couverts benutzen. Der Fall Arnim hat zu 
einer Unterſuchung Anlaß Hasche und es hat ſich herausgeſtellt, daß es 
ſich um eine regelrechte Beſchlagnahme handelte. Der Einſetzung einer 
Enquete⸗Commiſſion kann die Poſtverwaltung mit Ruhe entgegenſehen, fie 
hat ein ſehr gutes Gewiſſen und kann aus einer derartigen Unterſuchung 
nur rein und intact hervorgehen. Jedenfalls lege ich einen großen Werth 
darauf, daß ihr kein Makel anhafte, damit die franzöſiſchen Journale, deren 
Srohloden ich ſchon zu vernehmen glaube, keinen Grund finden, auch auf 
dieſem Gebiete die deutſche Verwaltung mit Schmähungen zu überhäufen. 
Wenn der Vorredner ſpecielle Beſchwerden bei der ihm nͤchſtgelegenen Ober⸗ 
Poſtdirection einreicht, ſo wird eine genaue Unterſuchung ſtallſenden. Jeden⸗ 


iſt. Was meine Klage über Verletzung des Briefgeheimniſſes anbetrifft, ſo 
bat ſich beim Zeugenverhör eines Poſt⸗Beamten herausgeſtellt, ven, ie 
anderen Poſt⸗Beamten der Auftrag gegeben worden, meine Correſpondenz 
zu beobachten, und daß der Beamte, welcher jenes bezeugte, bald nachher 
aus dem Dienſt entlaſſen wurde. (Hört! Hört!) 

Abg. Windthorſt: Der Generalpoſtmeiſter hat weiter nichts gejagt, 
als daß alles geſchehen wäre, wie bisher, und das wäre gut. Das genügt 
mir durchaus nicht, und ich bitte deshalb Herrn Stephan, im Intereſſe der 
Aufklärung wenigſtens den Tenor der Reguiſition mit Hinweglaſſung aller 
Thatſachen uns zu berichten. Ich muß zugleich meine erwunderung 
darüber ausſprechen, daß kein Mitglied einer anderen Partei in dieſer An⸗ 
elegenheit das Wort genommen, während doch alle Parteien ein gleiches 
ntereſſe hätten, die Verletzung des Briefgeheimniſſes zu verhüten. 
„Generalpoſtmeiſter Dr. Stephan: Dem Herrn Abg. Schorlemer muß 
ich erwidern, daß die beiden erwähnten Beamten von der Poſt keinerlei 
Auftrag zur Ueberwachung der Correſpondenz erhalten haben. Die Ent⸗ 
laſſung des dritten Beamten ſteht hiermit gar nicht in Verbindung. Die 
Requiſition im Falle Ledochowski iſt erfolgt auf Grund einer eingeleiteten 
ſtrafrechtlichen Unterſuchung. 

Abg. Lasker: Der Abg. Windthorſt hat auf eine Aeußerung von Ab⸗ 
geordneten anderer Parteien förmlich provocirt. Er wird ſich wohl überzeugt 
haben, daß man in Bezug auf Briefgeheimniſſe im ganzen Haufe übera 
dieſelben Anſchauungen hat, daß aber auch auf allen Seiten des Hauſes 
derſelbe Fleiß darauf verwandt wird, die Poſtverwallung von unnützen 
Anſchauungen zu befreien. Die Poſtperwaltung kann nicht gezwungen 
werden, eine Requifition in einer noch ſchwebenden Sache hier mitzutheilen, 
denn bei allen Privilegien, die der Reichstag hat, wird er es niemals bean⸗ 
ſpruchen, eine Stätte der Geſetzesverletzung zu ſein. Der Herr Generalpoſt⸗ 
meiſter hat eine amtliche Erklarung abgegeben, daß die Requiſition in einem 
beſtimmten Sinne an die Poſt ergangen ſei. Es hat ſich um eine wirkliche 
Beſchlagnahme gehandelt und die juriſtiſch ganz unhaltbare Theorie, daß es 
vorbereitende Handlungen zu einer Beſch e gebe, hat ſich in der 
Praxis nicht beſtätigt. Es ſcheint mir heute erwieſen zu fein, 
Requiſition des Staatsanwalts zur Beſchlagnahme von Briefen ein geſetz⸗ 
licher Grund vorhanden war, daß aber die Art der Vollziehung der Be⸗ 
ſchlagnahme weder dem Geiſte des Geſetzes entſpricht, noch vereinbar iſt mit 
dem wirklichen Briefgeheimniß. Wenn die Praxis einreißen follte, generell 
eine Correſpondenz auf Grund eines Facſimiles mit Beſchlag zu belegen, 
fo iſt allerdings die höchſte Gefahr vorhanden, daß ſelbſt wider den Willen 
der Poſtbeamten das Briefgeheimniß nicht genügend gewahrt ſei. In der 
Requiſition kann ich nur eine formal auf dem Geſeze beruhende Procedur 
kan Art der Ausführung aber findet von meiner Seite keinerlei 
Die Koftionen des Poſt⸗Etats werden genehmigt. 

Die übrigen Etats werden ohne Discuſſion genehmigt: das Etatsgeſetz 
angenommen. Bei der Schlußabſtimmung über den Etat ſtimmen nur 
die Socialdemokraten gegen denſelben. 

Schluß 5 Uhr. Nächſte Sitzung: Sonnabend 1 Uhr. (Telegraphen⸗An⸗ 
leihe; Rechnungsvorlagen und Petitionen.) f 

[Berichtigung,] Zum Schluß der Rede des Abg. v. Unruh⸗Magde⸗ 
burg in der a vom 13. December muß es heißen: „Die Zölle waren 
es, welche den deutſchen Induſtriellen beim Handel mit Oeſterreich, Rußland 
und Holland die Concurrenz mit England und Frankreich 
mußten die Hälfte ihres Nutzens an die Producenten im 
in England) abgeben.“ 


Berlin, 15. Dechr. [Amtliches.] Se. Maje öni 
Obertribunalsrath Scele zu 1 — 0 n Selene e 
a ft Camphauſen zu Köln den Königlichen Kronen⸗Orden 3. Klaſſe 

U . 

Se. Majeſtät der König hat dem Rendanten der iz⸗Offizi P 
Witſwentaſſe, Rechnungsrath Marquardt, den 8 —— 
Rechnungsrath verliehen. 10 

Die Bber Poftdirecions⸗Secretäre Hoffmann, Hubert und Oehme 
in Berlin ſind zu Geheimen expedirenden Secretären und Calculatoren bei 
der oberſten Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung ernannt worden. Dem 
Oberlehrer Dr. Karl Adolf Hochheim an der Realſchule zweiter Ord⸗ 
nung (höheren Gewerbeſchule) zu Magdeburg iſt das Präbicat „Profeſſor“ 
beigelegt worden. 

Es ſind verſetzt: der Kreisgerichts⸗ Rath Maske in Thorn an das Kreis⸗ 
gericht in Conitz, mit der Function als Dirigent der Gerichts⸗Deputation in 
Tuchel, der Kreisgerichts⸗Rath Matton in Ortelsburg als Stadtgerichts⸗Rath 
an das Stadtgericht in Königsberg i. Pr. und der Aumtsrichter Tamſen in 
Altona als Kreisrichter an das Kreisgericht daſelbſt. Dem Stadtgerichts⸗ 
Rath Knoff in aeg di ine iſt behufs Uebertritts zur Stempel⸗Ver⸗ 
waltung die nachgeſuchte Dienſtentlaſſung ertheilt. Der Kammergerichts⸗ 
Rath, Geheime Juſtizrath Oelrichs, der Appellationsgerichts⸗Rath Witte 
in Halberſtadt und der Ober⸗Amtsrichter Koch in Lingen ſind geſtorben. 
Der Stagtsanwalt Sepffarth in Perleberg iſt in gleicher Amtseigenſchaft 
an die Staatsanwaltſchaft der Kreisgerichte Tilſit, Heydekrug, Kaukehmen 
und Ragnit, mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Tilſit, verſetzt. Dem 
Staatsanwalt Wangemann in Rinteln iſt behufs Uebertritts zur Stempel⸗ 
Verwaltung die nachgeſuchte Dienſtentlaſſung ertheilt. Der Kreisgerichts⸗ 
Rath Bachmann in Lübbecke iſt zum Rechtsanwalt bei dem Kreisgericht in 
Bielefeld und zugleich zum Notar im Departement des Appellationsgerichts 
zu Paderborn mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Bielefeld und mit der 
Verpflichtung ernannt worden, ſtatt ſeines bisherigen Amtscharakters fortan 
den Titel „Juſtiz⸗Rath“ zu führen 8 

Berlin, 15. Decbr. (Se. Majeſtät der Kaiſer und König, 
Se. Königl. Hoheit der Großherzog von Sachſen und Se. Durchlaucht 
der Fürſt von Schwarzburg⸗Rudolſtadt haben Sich geſtern Abend von 
hier zur Jagd nach Königs ⸗Wuſterhauſen begeben und werden heute 
Abend hierher zurückkehren. 

[Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königin] war geſtern im 
Diaconiſſenhauſe Bethanien und wohnte der Vorſtandsſizung des 
Frauen⸗Lazarethvereins bei. — Heute beſuchte Ihre Majeſtät die 
11. Volksküche und die Kaiſerin Auguſta⸗Stiftung in Charlottenburg. 

[Ihre Kaiſerlichen und Koͤniglichen Hoheiten der 
Kronprinz und die Kronprinzeſſin] begaben Sich geſtern 
Vormittag 10 Uhr nach Potsdam und kehrten Nachmittags 4 Uhr 
von dort zurück. 

Heute früh 6% Uhr fuhr Se. Kaiſerl. Hoheit der Kronprinz zur 
Hofjagd nach Wuſterhauſen. (R.⸗Anz.) 

© Berlin, 15. Decbr. [Beſprechung des Staatmini⸗ 
ſteriums. — Wahrſcheinlicher Seſſionsſchluß. — Die 
Juſtizgeſetze.] Heute um 2 Uhr fand beim Fürſten Bismarck eine 
Beſprechung des Staatsminiſteriu ms ſtatt; wohl mit Rückſicht hierauf 
hat auch der Miniſter des Innern der Einladung zu den Hoffagden 
in Wuſterhauſen nicht Folge leiſten können. — In Regierungskreiſen 
hält man an dem Wunſch und der Erwartung feſt, daß der Reichstag 
feine Arbeiten noch vor Weihnachten zu Ende führen werde. Die 
anderweitigen Vorſchläge und Vermuthungen, daß der Reichstag noch 
zwiſchen Weihnachten und Neujahr zu einigen Sitzungen zuſammen⸗ 
treten möge, finden wenig Anklang und erſcheinen auch nach Erwä⸗ 
gung aller Verhältniſſe nicht angemeſſen. Eine Fortſetzung der Seſſion 
zwiſchen Weihnachten und Neuſfahr erſcheint ſchon deshalb mißlich, 
weil ein ſolches Verfahren leicht an der Unmoͤglichkeit, einen! beſchluß⸗ 
fähigen Reichstag zuſammen zu bringen, ſcheitern würde. Andererſeits 
würde eine nochmalige Berufung des Reichstages nach Neujahr mit 
Rückſicht auf die Wahlen kaum durchführbar ſein. Die Hoffnung auf 
Abſchluß der Neichstagsarbeiten vor Weihnachten ſtützt ſich auch 
darauf, daß die nn über die Juſtizgeſetze, wenn fie ge⸗ 
lingt, jedenfalls durch die jetzt ſtattfindenden vertraulichen Vorver⸗ 
handlungen ſoweit gefördert fein wird, daß die Verhandlung im Ple⸗ 
num keinen allzulangen Zeitaufwand in Anſpruch nehmen würde. 
Uebrigens hat die heutige Reichstagsſitzung ſchon einen großen Theil 
des noch dem Reichstag vorliegenden Arbeitspenſums bei Selte ge 
ſchafft, ſo daß alſo jedenfalls gegen den Schluß der Seſſion vor Weih⸗ 
nachten unüberſteigliche Hinderniſſe nicht vorliegen. Der Umſtand, daß 
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die Führer der nattonallibetalen und der ihnen zunächſt ſtehenden 


Fractlonen in eine vertrauliche Beſprechung über die weitere Behand⸗ 
lung der Juſtizgeſetze eiugetreten ſind, giebt den thatſächlichen Beweis, 
daß ein ploͤtzlicher Abbruch der Verhandlungen nicht der Auffaſſung 
dieſer Partei entſpricht, Wenn übrigens Herr v. Bennigſen als Mit⸗ 
telpunkt dieſer jetzt ſchwebenden vertraulichen Verhandlungen bezeichnet 
wird, ſo muß hinzugefügt werden, daß der Präſident v. Forckenbeck 
vor Allen ſich um eine ſchließliche Verſtändigung eifrig bemüht hat und 
noch bemüht, und daß auch andere einflußreiche, ſelbſt zum linken Flügel 
der nationalliberalen Partei gehörige Stimmführer in demſelben Sinne 
und derſelben Richtung thätig ſind. 

'— Berlin, 15. Decbr. [Vertrauliche Verhandlungen 
über die Juſtizgeſetze. — Die Ausgleichungs-Abgaben.] 
Die morgende Sitzung des Reichstages hat lediglich den Zweck, alle 
noch reſtirenden kleineren Vorlagen zu erledigen, ſo daß, nachdem nun 
eine Hauptarbeit der Seſſion mit der dritten Leſung des Etats ab⸗ 
gewickelt iſt, lediglich die Juſtizgeſetze allein noch im Vordergrunde der 
Arbeiten ſtehen bleiben. Unſtreitig werden nicht nur Verhandlungen 
geführt, um ein Zuſtandekommen der Geſetze zu ermöglichen, ſondern 
man giebt ſich auch der Hoffnung hin, noch ein gedeihliches Reſultat 
zu erzielen, trotz aller Widerreden der officiöſen Preſſe, wonach die 
Regierung entſchloſſen wäre, auf weitere Verhandlungen ſich nicht ein⸗ 
zulaſſen. Die Vermittelungsbeſtrebungen gehen aus von den hervor⸗ 
ragendſten Führern der nationalliberalen Partei. Es liegt auf der 
Hand, daß die Mitglieder der Juſtizcommiſſton und man darf ſagen, 
ohne Unterſchied der Parteirichtung ſämmtlich thätigen Antheil daran neh: 
men und in erſter Reihe der verdiente Vorſitzende der Commiſſton, der Abg. 
Miquel, nichts unverſucht läßt, um die Reſultate mehrjähriger auf⸗ 
opfernder Thätigkeit der Commiſſion nicht verloren gehen zu ſehen. 
Ueber den Inhalt und den Umfang der Unterhandlungen iſt bei dem 
völlig unſicheren Ausgang derſelben augenblicklich nichts mitzutheilen. 
Nur ſoviel ſteht feſt, daß man entſchloſſen iſt, unter allen Umſtänden 
ohne Zeitverluſt zu Ende zu kommen. Hat man einen Vergleich ge⸗ 
ſchloſſen, fo wird man von vorn herein deſſen Annahme zu ſichern 
wiſſen. Scheitern die Verſuche, jo iſt man andererfeits entſchloſſen, 
ohne Verzug mit dieſem Factor zu rechnen und die dritte Leſung der 
Juſtizgeſetze mit einer unumwundenen Erklärung zu beginnen und 
bald zu ſchließen. Die rechte Seite des Reichstages iſt ebenſo feſt 
entſchloſſen, bedingungslos die Forderungen des Bundesrathes zu accep⸗ 
tiren, wie das Centrum und die Fortſchrittspartei feſt dabei bleiben, 
die Beſchlüſſe der zweiten Leſung nicht aufzugeben. — Die Commiſ⸗ 
ſion für die Ausgleichungsabgaben wird heut Abend ihre zweite 
Sitzung halten. Viel Gedeihliches iſt davon auch nicht zu erwarten. 
Die Regierungs⸗Commiſſare verlangten u. A. geſtern ſtrenge Geheim⸗ 
haltung der Verhandlungen, eine Anforderung, welcher ſich die Majo⸗ 
rität entſchieden widerſetzte. Beſchlüſſe ſind übrigens noch nicht gefaßt 
worden. Sollte es zu einer zweiten Berathung kommen, was übri⸗ 
gens ſehr dahin ſteht, ſo würde dieſelbe auf Grund eines mündlichen 
Berichtes erfolgen. Bei einem Scheitern der Juſtizgeſetze wären über: 
haupt wohl weitere Reſultate von dieſer Seſſion nicht mehr zu er⸗ 
warten. — Diejenigen Commiſſionsberathungen des Reichstages, deren 
Gegenſtände nicht zur Erledigung kommen können, werden doch für 
die Reichsgeſetzgebung nicht verloren ſein. Es gilt dies namentlich 
von dem Seeunfallsgeſetz und von dem Antrag auf Erlaß eines 
Genoſſenſchaftsgeſetzes. Das erſtere Geſetz wird unter Zugrundelegung 
der Commiſſionsanträge umgearbeitet werden und das Genoſſenſchafts⸗ 
Geſetz ſoll unter Benutzung des reichen Materials im Reichskanzler⸗ 
Amte zu einer Vorlage für die nächſte Seſſion ſich geſtalten. Die 
Seſſion wird vorausſichtlich am nächſten Mittwoch ſchließen. 

[Sr. Majeſtät Schiff „Victoria“ ] hat am 3. November c. 
Rio de Janeiro verlaſſen und iſt am 7. deſſelbigen Monats in Bahia 
eingetroffen. An Bord Alles wohl. 

Malchin, 15. Decbr. [Landtagsſchluß.] Soeben tft der 
Landtag durch Verleſung der Landtagsabſchiede geſchloſſen. 

Von der Moſel, 14. Decbr. [Päpſtliche Entſcheidung.] 
Aus dem Kreiſe Daun wird der „Germania“ geſchrieben: Dem 
Vernehmen nach haben zwei Pfarrer der Trierer Diöceſe, welche das 
Staatsgehalt beziehen, ſich vor einiger Zeit mit der Frage an den h. 
Stuhl gewandt, ob es unter gewiſſen Umſtänden erlaubt ſei, das 
Staatigehalt anzunehmen; es wurde ihnen die Antwort zu Theil, daß 
dies unter keinen Umſtänden erlaubt ſei. 


Münſter, 14. Deebr. [Zum Proceß Brinkmann und 
Genoſſen.] Dem ſchon telegraphiſch mitgetheilten Erkenntniß des 
Gerichtshofes entnehmen wir noch Folgendes: 

Der Biſchof Brinkmann iſt der Wi lege amtlich anvertrauter Gelder, 
im Betrage pon 40,000 Thlr. und von 60,000 Mark Grundſchuldbriefen, 
reſp. dem Erlöſe derſelben, der Generalpicar Gieſe der Theilnahme an dieſem 
e der vorſätzlichen Befeiteſchaffung amtlich zu 9 Urkunden 
in Betreff der Fonds der Stiftung Ferdinand und der Akten, betreffend das 
Vermögen des biſchöflichen Stuhles und der Anſtalten deſſelben, der vorſätz⸗ 
lichen iſeiteſchaffung amtlich aufbewahrter Akten über die Vermögen der 
Beneficien der Diöceſe Münſter und die Stiftungen, fowie über die Alten 
der Bisthums' Hauptkaſſe und der Sportelkaſſe und der Anſtiftung des Geiſt⸗ 
lichen Haverſath zur vorſätzlichen Beiſeiteſchaffung amtlich aufbewahrter 
Stiftungsakten, der Geiſtliche Fievez der Theilnahme an der vorſätzlichen 
Beiſeiteſchaffung amtlich aufbewahrter Akten, betreffend das Vermögen der 
Beneficien der Diöceſe Münſter, der Geistliche Haverſäth der vorſäßlichen Bei⸗ 
ſeiteſchaffung amtlich aufbewahrter Stiftungs ⸗ Akten ldig. Bei 
Abmeſſung der Strafe war zu berückſichtigen die hohe Stellung, 
namentlich der beiden erſten Angeklagten, die erhebliche Gefährdung des 
öffentlichen Rechtsbewußtſeins, welche durch die Handlungen dieſer SBirlonen 
in weiten Kreiſen ſtattfindet, der fortgeſetzte Widerſtand genen giltig erlaſſene 
5 und das ergangene Erkenntniß, der große Umfang, in welchem 
durch die Handlungen des Generalvicars Gieſe nicht blos das Vermögen, 
5 auch die Acten der hiſchöflichen Verwaltung beſeitigt und die Diörelan. 

aftalten auf eine lange Reihe von Jahren vermiethet und verpachtet find, 
andererſeits aber, daß die Angeklagten bisher ein unbeſcholtenes Leben ge⸗ 
führt, daß ſie von der Auffaſſung geleitet ſind, daß ihre Handlungen zum 
Beſten ihrer Kirche nach ihrer Ueberzeugung erforderlich waren, daß dieſe 
Ueberzeugung, wenn ſie auch die Anwendung der Strafgeſetze nicht hindern 
kann, doch das Vorhandenſein 2 0 5 und eigennütziger Motive gänz⸗ 
lich ausſchließt. Es erſchien deshalb die Aberkennung der Ehrenrechle 
in keiner Beziehung gerechtfertigt und eine Gefängnißſtrafe von einem 
Jahre gegen den vormaligen Biſchof Brinkmann, don zwei Jahren 
gegen den vormaligen General:Bicar Gieſe, don drei Monaten gegen 
den Geistlichen Fievez, bon vier Wochen gegen den Geiſtlichen Haverſath 
angemeſſen. Aus dieſen Gründen ift nunmehr im Namen des Königs dahin 
erkannt, daß der ehemalige Biſchof Dr. Johann Bernhard Brinkmann 
der Unterſchlagung amtlich andertrau ter Gelder ſchuldig und dafür mit 
einem Jahre Gefängniß zu beſtrafen, daß der ehemalige Generaldikar Dr. 
Joſeph Gieſe der Theilnahme an der Unterſchlagung amtlich anvertrauter 
Gelder, der porſäßlichen Beiſeiteſchaffun amtlich zugänglicher 1% N. und 
der vorſätzlichen Beiſeiteſchaffung amtlich aufbewabrker Aten, owie der An⸗ 
ſtiftung des Geiſtlichen Haverſath zur vorſatzlichen A en amtlich 
aufbewahrter Acten ſchuldig und dafür mit zwei Jahren Ge Angnh zu be: 
strafen, daß der Geiſtliche und frühere General⸗Vitariats⸗Secretär Fievez 
wegen Theilnahme an je 9 Dei chaffung amtlich anvertrauter 
Acten mit 3 aten efängm zu beſttafen, ihm darauf aber den erlit⸗ 
jenen Unterſuchungsarreſt vollſtändig anzurechnen, und der Geiſtliche Haver⸗ 
ſah der a Glenn amtlich anvertrauter Acten jchuldig und dafür mit 
4 Wochen Gef niß zu beſtrafen, und den genannten vier Angeklagten die 
Koſten des Verfahrens zur Laſt Eurem, daß dagegen, der Geiſtliche und 
Secretär von No, der Kaplan Schürmann und Dr. Richters der zur An⸗ 
rache en Begeben nicht ſchuldig und von Strafe und Koſten frei zu 
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| Deſter reich. 

Wien, 15. Der. [Francesconi nicht begnadigt!] Geſtern 
Nachmittags zwei Uhr kam der Act über die Verurtheilung Enrico 
Francesconi's an das Landesgericht zurück, an der Außenſeite von 
des Kaiſers eigener Hand die Worte tragend: „Ich habe nichts weiter 
zu verfügen. Franz Joſef.“ Damit hatte das inzwiſchen in Rechts⸗ 
kraft erwachſene Todesurtheil gegen den Mörder des Briefträgers 
Guga die kaiſerliche Beſtätigung erfahren und der aufſchiebende Termin, 
welcher die Einholung der höchſten Willensmeinung bedingt, ſein Ende. 
Die Todesſtrafe wird nun an Francesconi vollzogen werden, und 
zwar morgen Sonnabend um 8 Uhr Morgens im ſogenannten Spttal⸗ 
hofe des Landesgerichtes. 

Wien, 15. Deebr. [Das Subcomité des Eiſenbahnaus— 
ſchuſſes] hat das Eingehen auf die Berathung der Regierungsvor⸗ 
lagen wegen Ankaufs der Braunau⸗Straßwalchener Bahn und wegen 
des der Prag⸗Duxer Bahn zu gewährenden Vorſchuſſes beantragt. 

Peſt, 15. Deebr. [Das Abgeordnetenhaus! hat das Budget 
pro 1877 in namentlicher Abſtimmung mit 214 gegen 106 Stimmen 


angenommen. } 1 
Frankreich. 


* Paris, 13. Decbr. [Zur Miniſterkriſis.] Die Kriſis, 
ſchreibt man der „K. Z.“, hat programmmäßig geendigt, d. h. mit 
einem Flickwerk. J. Simon iſt Chef, Martel, etwas weniger clerical, 
aber eben ſo wenig liberal wie Dufaure, iſt Juſtizminiſter; Berthaut 
bleibt. Letzterer hat, wie man hört, ausſcheiden wollen, iſt aber durch 
den Wunſch, faſt Befehl, des Marſchalls veranlaßt worden, auf ſeinem 
Poſten zu bleiben. Ich meldete Ihnen ſchon, welchen Werth die cleri⸗ 
cale Partel auf ſein Verbleiben legt. Er hat ſich übrigens bereit er⸗ 
klärt, in Fragen der Civilbeerdigung Ciſſey's letztes Circular zur Richt: 
ſchnur zu nehmen; dies ſtellt bekanntlich den Commandanten anheim, 
zu entſcheiden, ob ein Begräbniß ohne Geiſtlichen ein Privatact oder 
eine Demonſtration der Gottloſigkeit ſei, und im letzteren Falle das 
etwa geſetzlich zuſtehende Ehrengeleit zu verſagen. Martel iſt krank 
und ſein Miniſterium ſoll vorläufig in Vertretung durch einen ſeiner 
Collegen verwaltet werden. Man iſt nun berechtigt, ſich zu fragen: 
Welche Zugeſtändniſſe hat Simon vom Marſchall erlangt? Nach allem, 
was vorgegangen, ſollte man erwarten, daß der neue Premierminiſter 
fein Amt nicht angetreten hätte, ohne dieſe Zugeſtändniſſe vorher der 
Linken vorzulegen und ſich ihrer Unterſtützung zu verſichern. Er hat 
nun in der That mit ſeinen Freunden von der Linken conferirt, kann 
ſich aber, wie ich höre, nicht rühmen, das Programm der Linken beim 
Präſidenten durchgeſetzt zu haben. Eine Hand voll Präfecten wird 
ihm geopfert; das ſteht feſt. Zum Juſtizminiſter hatte er Bardour oder 
Leroyer vorgeſchlagen; der. Marſchall hat dieſe aber abgelehnt, gerade weil 
ſie unter den bonapartiſchen hohen Juſtizbeamten aufgeräumt haben würden, 
und weil er, dem Drängen der Clericalen nachgebend, in der genannten 
Sphäre keine raſchen Aenderungen wünſcht. Deshalb iſt Martel ge⸗ 
nommen. Und ſo hofft die Reaction, daß doch das Meiſte beim Alten 
bleiben werde. Die „Defenſe“, das Organ Dupanloup's, hält Martel 
eine Lobrede; das iſt bezeichnend. J. Simon ſoll ſich der Linken gegen⸗ 
über ziemlich günſtig über die Abſichten des Marſchalls ausgeſprochen 
haben; ob aber ſeine ſchmiegſame Natur ihn nicht veranlaßt hat, den 
Republikanern die Lage günſtiger zu ſchildern, als ſie wirklich iſt, ſcheint 
mir zweifelhaft. Radicale und entſchloſſene Republikaner ſind von vorn 
herein mißtrauiſch gegen das neue Miniſterium; ſie wollen morgen Er⸗ 
klärungen von ihm verlangen und ſehen, wie es dem Programme der 
drei Linken gerecht wird. Der „Temps“, jetzt das Organ der Furcht⸗ 
ſamen im linken Centrum, erklärt die Löſung der Kriſe für eine ſehr 
glückliche und ermahnt die Mehrheit, nun ein wirklich verantwortliches 
Miniſterium vorhanden ſei, Klugheit und Geduld zu üben und das⸗ 
ſelbe nach beſten Kräften zu ſtützen. Wir haben einige Zweifel daran, 
daß die vielverlangte Selbſtſtändigkeit des neuen Cabinets principiell 
und auf die Dauer vorhanden ſei; aber ein wenig hat die Linke wieder 
einmal gewonnen, und ehe man ein endgiltiges Urtheil über den 
Belang dieſes Gewinnſtes bildet, wird man die Erklärungen und 
Thaten der Miniſter abwarten müſſen. Das Publikum ſcheint auch 
kein rechtes Zutrauen zu haben; die Börſe verhielt ſich ſehr kalt. — 
Daß die Miniſterkriſis, ſagt eine andere Correſpondenz deſſelben Blattes, 
fo plotzlich zum Abſchluß gebracht wurde, iſt hauptſächlich dem Umſtande 
zuzuſchreiben, daß Thiers Jules Simon den Rath gab, ſich den cleri- 
calen Kriegs⸗Miniſter Berthaut gefallen zu laſſen, falls dieſer ſich dazu 
verſtände, betreffs der Civilbegräbniſſe nach den Inſtructionen zu han: 
deln, welche der General de Ciſſey 1872 unter der Thiers'ſchen Prä⸗ 
ſidentſchaft in dieſer Hinſicht gab. Wahrſcheinlich iſt es nicht, daß 
Berthaut und Jules Simon, der zwar äußerft geduldig und nachgiebig 
Mt, aber den Forderungen feiner polltiſchen Freunde noch mehr Rech⸗ 
nung tragen muß als de Marcere, ſich lange vertragen werden. Der 
Marſchall nahm nur hoͤchſt ungern Jules Simon, fügte ſich aber, da 
ſeine Rathgeber den Augenblick keineswegs für geeignet halten, um 
ein Auflöſungs⸗Cabinet zu ernennen. Broglie, Buffet und der Bona⸗ 
partiſt de Saint Paul, welcher viel Einfluß im Elyſée hat, riethen 
davon ab, und der Marſchall entſchloß ſich geſtern Nachmittag, ſich 
Jules Simon gefallen zu laſſen, wenn dieſer nicht auf der Beſeitigung 
Berthaut's beſtehe. Die Linken haben eine günſtige Gelegenheit vorüber⸗ 
gehen laſſen, um den Marſchall zu zwingen, endlich parlamentariſch 
zu regieren und ſich nicht mehr, wie es Napoleon III. that, als er 
Emil Ollivier zu ſeinem Miniſter ernannte, das Recht anzumaßen, 
frei über die Portefeuilles des Kriegs und des Aeußern zu verfügen. 
Simon, der neue Präſident des Conſeils und Miniſter des Innern, 
hat einen feiner Söhne, welcher gegenwärtig einer der [Redacteure des 
Sitzungsberichts des Senats iſt, zu ſeinem Cabinetschef erkoren. 

[Martel.] Was den neuen Juſtiz⸗ und Cultusminiſter Martel 

anbelangt, ſo iſt derſelbe ungefähr ein zweiter Dufaure, wenn er ſich 
auch ſeit dem 20. Februar den Republikanern angeſchloſſen hat und 
heute zu den Mitgliedern des linken Centrums gezählt wird. Am 
23. Mai 1873 ſtimmte er zwar, als es ſich um den Sturz von Thiers 
handelte, mit deſſen Anhängern, gab aber in der nämlichen Nacht 
Mac Mahon, als man denſelben zum Nachfolger des greiſen Staats⸗ 
mannes vorſchlug, feine Stimme. Später intereſſirte er ſich für die 
Fuſion und hatte verſprochen, mit ſeinen Freunden für die Reſtaura⸗ 
tion des Grafen v. Chambord zu ſtimmen, falls dieſer das „Drapeau 
tricolore“ annehme. 
[Der Director des Preßbureaus, Peſſard, ] der feine 
Entlaſſung eingereicht hat, wird durch Fouquier oder Maſſteot erſetzt 
werden. Peſſard wird von der Preſſe allgemein bedauert, da er ſich 
durch große Gefälligkeit, Liebenswürdigkeit und Schonung vor allen 
ſeinen Vorgängern rühmlichſt auszeichnete. 

[Herr Duf aure!] hat noch in der letzten Stunde, ehe er das 
Juſtizminiſterium verließ, dem Caſſationshofe das Urtheil des Tribu⸗ 
nals von Beſangon im Prozeß von Herrn Villemot gegen das Blatt 
„Avenir de la Haute Saone“ betreffs des Angriffs gegen die Mitglie⸗ 
der der ſogenannten gemiſchten Commiſſion überwieſen. Die „Repu⸗ 
blique Frangaiſe“ äußert: 

„Die Richterſprüche durch Commiſſionen find zu allen Zeiten, in der 
Geſchichte gebrandmarkt wrrden, und unter ſolchen Commiſſionen war keine 
ſtrafbarer und weniger zu entſchuldigen, als jene, welche anf Befehl einer 
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Regierung, die ſich durch Uſurpgtion, Mord und Schrecken ig t 
batte, mitten im Frieden, 3 Monate nach dem Staatsſtreich, wäß⸗ 
rend das Land ohne Widerſtand ſich in fein Schickſal fügte, in 
weniger als drei Wochen, ohne fie zu verhören, Tauſende verurtheilte, die 
ihnen unbekannt waren und keines Verbrechens ſchuldig oder ſeldſt beſchul⸗ 
digt waren, und weiter kein Verbrechen begangen hatten, als die nieder⸗ 
trächtigſte aller Regierungen in Unruhe zu verſetzen. Es mag begreiflich 
ſein, daß eine zwanzigjährige Friſt den Fehler dor Gerichtsperſonen, die 
ſchwach genug waren, um zu gewähren, ehe man von ihnen forderte, bis 
u einem gewiſſen Grad in Vergeſſenheit gebracht habe. Wenn man ſich aber 
5 erfrecht, nicht peel ihr Benehmen zu entſchuldigen, als daſſelbe ſo⸗ 
par zu glorificiren, jo ift dies ein Thatſache, welche die Vorſorge der öffent⸗ 


ichen Gewalten in Anſpruch nehmen muß, und eine gefährliche Störung des 


N Gefühls verriethe, wenn man dieſelbe ohne Proteſt vorbeigehen 


ließe. Was würde aus der Autorität der Urtheilsſprüche der Tribunale, wenn 
dieſelben zu etwas dergleichen dienen ſollten?,“ 


Provinzial-Zeitung. N 


H. Breslau, 16. Dechr. [Stiftung des Ortsausſchuſſes der 
21. allgemeinen deutſchen Lehrer⸗Verſammlung zu Breslau. 


Der Ortsausſchuß für die an Pfingſten 1874 in Breslau abgehaltene ale 


gemeine * beſchloß nach Erledigung feiner Geſchäͤfte 
unterm 14. November 1874: aus den ihm gebliebenen Geldüberſchüſſen und 
den ihm vom hieſigen Magiſtrate bewilligten 1500 M. eine Stiftung zur 
Unterſtützung hilfsbedürftiger Angehöriger verſtorbener Breslauer Lehrer 
und überwies derſelben als Stammcapital 5400 M. Außer den bereits ge⸗ 
dachten! 500 M., welche Magiſtrat der Stiftung zugewendet, nachdem der Orts⸗ 
ausſchuß die von den ſtädtiſchen Behörden fur event. Bedürfniſſe der Ver⸗ 
ſammlung im Betrage von 6000 M. nicht in Anſpruch zu nehmen genötbigt 
war, verdankt der Ortsausſchuß der aufopfernden Hingebung der Bra 


Lehrer, der Munificenz der Breslauer Bürgerſchaft und der Anz 
ſpruchsloſigkeit der aus allen Theilen Deutschlands hier zuſammen⸗ 
gekommenen Gäſte den erzielten Ueberſchuß. Dank Allen! — Nach lang⸗ 


dauernden Verhandlungen zwiſchen dem Ortsausſchuſſe und den Behoͤrden 
iſt nunmehr unterm 21. Detober d. J. die Allerhöchſte Genehmigung für 
die Stiftung erfolgt. Dieſelbe bezweckt: die Unterſtützung ſolcher hilfs⸗ 
bedürftigen Angehörigen verſtorbener Breslauer Lehrer, welche aus 
Wittwen⸗, Waiſen⸗ und anderen Unterſtützungs⸗Kaſſen leine oder nicht 
ausreichende Zuwendungen erhalten. Unterſtützt können außer den Wittwen 
und den Kindern eines verſtorbenen Breslauer Lehrers werden, ins⸗ 
DEN W 0 Eltern reſp. Stiefeltern, Geſchwiſter nebſt deren Kindern, 
inſofern dieſelben von dem Verſtorbenen ihren Lebensunterhalt ganz 
oder theilweiſe erhalten haben. Die Unterſtützung kann denſelben 
ſelbſt dann gewährt werden, wenn der Verſtorbene freiwillig aus 
dem Amte geſchieden, oder aus demſelben entlaſſen worden war. — Die 
Verwaltung der Stiftung führt ein Curatorium, welches aus drei evange⸗ 
liſchen und zwei katholiſchen ſtädtiſchen Elementarlehrern beſtehen muß. — 
Für geſtern Abend war eine allgemeine Verſammlung der ſtädtiſchen Lehrer 
um Zweck der Vornahme der Wahl dieſes Curatoriums einberufen worden. 
3 wurden mittelſt Stimmzetteln mit abſoluter Majorität gewählt die Herren 
Hauptlehrer Sturm, Rector Pflüger, Dr. Thiel, Lehrer Zieſché und 
Lehrer Rademacher. 


Liegnitz, 15. Deebr. [Zur Wahl.] Heute fand hierſelbſt die Sitzung 
des geſammten liberalen Wahl⸗Comité's behufs Aufitellung einer Candidatur 
für die bevorſtehende Wahl zum Reichstage ſtatt. Der engere Ausſchuß brachte 
den Kreisdeputirten und Propinzial⸗Landtags⸗Abgeordneten, Rittergutsbeſitzer 
Quoos zu Brockendorf, in Vorſchlag. Herr Quoos, welcher in der Sitzung 
anweſend war, legte demnächſt ſeinen politiſchen Standpunkt dar. Er habe 
den Wahlkreis im Abgeordnetenhauſe in der Conflictsperiode, in den Jahren 
1863 bis 1866, bereits vertreten. Seit jener Zeit hätten ſich die Verhältniſſe 
weſentlich geändert. Die Regierung habe im Jahre 1866 in andere Bahnen 
2 85 und den Forderungen der liberalen Partei vielfach Rechnung getragen. 

werde die Regierung bei der ferneren Geſetzgebung, ſoweit dieſelbe den 
liberalen Anſchauungen entſpräche, unterſtützen. Schließlich präciſirte Redner 
ſeine politiſche Stellung noch dahin, daß er ſich der nationalliberalen Partei 
des Reichstages anſchließen würde. Nachdem Herr Quoos demnächſt den Saal 
verlaſſen hatte, wurde die Discuſſion über die Candidatur eröffnet und ſodann 
zur Abſtimmung geſchritten, aus welcher Herr Quoos mit Einſtimmigkeit als 
Candidat der liberalen Partei hervorging. Das Reſultat wurde Hrn. Quoos bes 
kannt gemacht, welcher der Verſammlung für das ihm erwieſene Vertrauen 
dankte und die Zuverſicht ausſprach, daß ſeine politiſche Geſinnung die 
liberale Wählerſchaft befriedigen würde. — Die Frage: ob eine allgemeine 
Wählerverſammlung einzuberufen ſei, wurde demnächſt einer Beſprechung 
unterzogen und beſchloſſen, es dem engeren Ausſchuſſe zu überlaſſen, im 
Falle eine allgemeine Verſammlung erforderlich erſcheinen follte, eine foldye 
anzuberaumen. Schließlich wurde noch mit Nachdruck datauf hingewieſen, 
daß die Mitglieder des Comites es ſich zur ernſten Aufgabe machen müßten, 
die politiſche Gleichgültigkeit der liberalen Wähler zu beſeitigen und eine 
rege Betheiligung derſelben an der Wahl herbeizuführen. (Stadtbl.) 


Berlin, 15. Decbr. Die heutige Börſe eröffnete in recht matter Haltung 
und waren auch die geſchäftlichen Transactionen auf ein Minimum redu⸗ 
cirt, trotzdem aber beſſerte ſich die Geſammtſtimmung bei weiterer Entwicke⸗ 
lung des Verkehrs und es kann demnach trotz der gegen die geſtrigen No⸗ 
tirungen mäßig herabgeſetzten Courſe die Haltung nicht eben als flau be⸗ 
zeichnet werden. Die günſtige Tendenz der letzten Tage, welche wohl nicht 
ganz abſichtslos von den erſten Finanzkräften Oeſterreichs und Deutſchlands 
genährt worden ſein mag, mußte indeß um ſo mehr ſich verlieren, als die 
angedeutete Unterſtützung einer gewiſſen allgemeinen Feſtigkeit der Börſen 
nicht weiterhin zur Tagesordnung gehörte. Wenn dann auch noch die Frie⸗ 
den athmenden Nachrichten zum Theil jetzt desavouirt werden, wie dies ges 
ſchehen, ſo muß es ſelbſt Wunder nehmen, daß die Börſe darauf hin nicht 
noch mehr reagirte. Der anfänglich erzielte Cours für die neue 4 ige 
öſterreichiſche Goldrente von 56 ½ — erhielt ſich nicht, zuletzt war ſchwer 
5676 zu machen, nachdem Wien niedrigere Notirungen — die ſich indeß 
nech über Berliner Notiz hielten — gemeldet hatte. Die internationalen 
Speculationspapiere erfuhren bei ſehr geringem Verkehr Cours ⸗Re⸗ 
ductionen, ſchließen aber nicht mit niedrigſter Notiz. — Die öfter 
reichiſchen Neben⸗Bahnen ließen faſt durchweg im Courſe nach. 
— Galizier hatten anfänglich einen ſtärkeren Coursrückgang erfah⸗ 
ren, die Notiz beſſerte ſich dann aber wieder nicht unweſentlich in Folge 
von Frankfurter Arbitrage⸗Käufen. In den localen Speculations⸗Effecten 
blieb der Verkehr ſehr gering, vorwaltend war auch hier die N 
Disc.⸗Comm. auch 1 ſie notiren 105%, ult. 105, Laurahütte 69,75, 
ult. 69,75— 69,90. Auch die ausländiſchen Staatsanleihen zeigten ſich ſehr 
matt und zwar beſonders zu Beginn der Börſe, ſpäter beſſerte ſich indeß 
die Haltung, doch konnten die geſtrigen Cours⸗Notirungen nicht geraden 
wonnen werden. Oeſterreichiſche Renten waren bei Beginn der Börfe ſtark 
ausgeboten, fanden ſpäter aber entſprechende Aufnahme. Oeſterr. Goldrente 
konnte den geſtrigen Cours nicht behaupten und wurde in weichender Cours⸗ 
bewegung gehandelt. Italiener ebenfalls nachgebend, Türken und Ameri⸗ 
kaner fanden wenig Beachtung. tbe i 
Ausnahme mad nur 1864er Präm.⸗Anl., die ihre Notiz erhöhte. 5%ge 
Anleihen ult. 79— 79 —79½. Preuß. und andere deutſche Staatspapiere 
unbelebt und meiſt ohne Veränderung. Auch im Prior.⸗Geſchäft blieb der 
Umſatz ganz belanglos. Von ausländiſchen Deviſen waren nur Rjäſan⸗ 
Koslow u. Kursk⸗Kiew in eini ap: Auf dem Eiſenb.⸗Actienmarkte ftagnirte 
das Geſchäft faſt ganz. Halberſt. notirte in Folge beſſerer Einnahme hoher. 
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Ruſſiſche Werthe niedriger und matt. Eine 
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Oberſchleſ. Eifenbahn matt; Potsdamer weichend. Nahebabn niedriger, aber 5 


in einigem Verkehr. Rumänen feſt. Breſt⸗Grajewo und Oſtpreuß. Südbahn 
belebter. Aachen⸗Maſtrichter, Tilſit⸗Inſterburg und Berlin⸗Dresden weichend. 
Bankactien ſehr ruhig. Börſenhandelsverein erzielte eine geringe Avance. 
Braunſchweiger Bank desgleichen. | 
Grunderedit ſowohl alte als 20 belebt, letztere auch ſteigend. Central⸗ 
Bank für Induſtrie um eine Kleinigkeit beſſer. Schaaffhauſen zu weichen⸗ 
der Notiz angeboten. Deutſche Bank war billiger erhältlich, auch Spritb. 
Wrede niedriger. Induſtriepapiere meiſt geſchäftslos. 
Landrs beſſer. Schultheiß⸗ Brauerei nachgebend. Viehhof zo 
Lindenbauberein und Bauverein Königsſtadt matter. Oberſchleſ. Eiſenbahn⸗ 
Bedarf beliebt. Hoffmanns Waggonfabrik ſteigend. Hibernia anziehend. 
Kölner Bergwerk höher. Arenberger beſſer. Bochumer matter. 
N 1 85 ſchwach. Pinneberger Union gedrückt. 
m a 7 


Laurahütte 69,90, Köln⸗Mindener 100,00, Rheiniſche 110,25, Bergiſche 77,50, 
Rumänen 8,60, Türken 8,40. 


Wien, 15. Dechr. [Wochenausweis der geſammten Lombardi⸗ 
ſchen Eiſenbahn] dom 2. bis zum 8. December 1,369,758 Fl., gegen 
1,258,985 Fl. der entſprechenden Woche des Vorjahres, mithin Wochen⸗ 
Mehreinna me 110,772 Fl. 


Leipziger Creditbank höher. Gothaer 


Adlerbrauerei und 
etwas an. 


ärkiſch⸗ 


r: Geſchäftslos. Credit 214, Lombarden 124, Franzoſen 413, 
Reichsbank 149,75, Disconto⸗Commandit 104,75, Dortmunder Union 6,00, 
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Wien, 15. Dechr. [Die Einnahme des italieniſche 
der Woche vom 2. bis ek 8. December b 734 


een. Tale ae Lelegr- Suren ö Mag er Januar 800085 . 
„ ez., per Februar⸗März 
ai — Mark bez. 


15 Eng die Neben . l Aus Wolffs Telegr.-Burean) 

nahme deſſelben 18,701 Fl., die Geſammt⸗Mehreinnahme des — rn Wien, 15. Dec. Die „Politische Correſpondenz“ meldet aus Pe 
le 9 a fen L 8.113.700 ä r Athen von heute, die dortige aus Epiroten, Theſſaliern und Mace⸗ 
P doniern beſtehende Colonie habe die Ausarbeitung eines Memorandums 


darin Rüärca vam 1% Doramhor 1876 über die Zuſtände in den griechiſchen Provinzen der Türkei beſchloſſen, 
Berliner Börse vom 15. December 1376. das durch eine Deputation der in Konſtantinopel tagenden Conferenz 
Id-Course. Wechsel-Course. übergeben werden ſolle. 5 8 E 
eee Aula f 103,89 ba [Amsterdam 10FL. . . 8 % en Nom, 14. Dec. Die Kaiſerin Eugenie ift in Begleitung des & Breslau, 16. Dechr., 9% Uhr Vorm. Am beutigen Markte war 
N ee % 950 b7 a Eee 3 “2 a. 2 Grafen Rasponi ge 1 Adil“ iſt beute Nachmittag 475 die J ze für Getreide ſehr ruhig bei mäßigem Angebot und unver⸗ 
heine. „1314| 9.28 b. Paris 100 Fre 2 ‚15 ba 5. Dec. Der Lloyddampfer „Adi 2 tag 4 rien Preiſen. j 
n 243° da Trieſt, 15. Dec. 8 Uleberlandvost aus Aleranbrien pie 474 | ände e ee e be b e 
ß 00SR. 8 T.|6 74680 bs Uhr mit der oſtindiſch⸗chineſiſch Weiz g e 
j Berliner Stadt-Oblig. He Wie 10 2 22.20.18 L. 4% 160 20 da getroffen. Canada“ von der National-Dampf 19,20 bis 21,40 Mark, gelber 17,30—18,80— 20,60 Mart, feinſte Sorte über 
R che . . . „1914| 82.25 B d ö 2 M. 4% 159 30 b f „15. Dec. Der Dampfer „Canada“ von der National⸗Dampf⸗ geiz bezablt. n 
$ Se . . % 88 70 B 8 ll a Con pant (C. Meſſing sche inie) iſt hier eingetroffen. 8 re feine Qualitäten is beachtet, per 100 Kilogr. neuer 15,60 
en Eisenbahn-Stamm-Aotlen. De is 17,10 bis 17,60 Mart, feiaſte Sorte über Notiz bezahlt. 
3 Lndsch. Crd. 4½ — — Divid. pro] 1874 18780 z.. 3 L. Hirſch's Telegraphen⸗ Bureau.) bis 17, D 2 2 
5 eee ee Masteich 1 1 4 | 1620 ba (Au 2 Brat i «| Gerſte ſchwach preishaltend, per 100 Kilogr. neue 13,80—14,30 Mart, 

Posensche neue, Aachen -Mas: 4 

Schlesische 3% 83,75 bag Berg. Märkisches. 2 [ |4 | 77,50 bz Bukareſt, 15. Dec. Demeter Bratiano überbrachte nach Kon weiße 19-_15,60 Mart. 

Kur- u. Neumärk, 4 440 556 Berlin-Anhalt 3 5 a 125 Bu ſtantinopel die entſchiedene Forderung Rumäniens, daß es als einzige Hafer ohne Aenderung, per 100 Kilogr. neuer 13,50 bis 14,40 bis 

Seeber 1975 bs erer. c 1366 pa Bedingung feiner Neutralität die vollſtändige Unabhängigkeit von der 15,30 Mark. N f b 5 

e | 3420 B Berlin-Hamburg % , 175 bad Pforte verlange Mais, heine Qualitäten verkäuflich, per 100 Kilogr. 11,50 bis 

Westfäl. u. ein erl. Nor: * * . 12.50 — 13,70 rt. 

Sächsische. 4 95,60 bz Berl.-Potsd-Magdb| 1 3 |4 | 77,50 b2@ . = 1 * 2 R 100 Ki „ 14—15—16—17,50 Mark. 
CCC 
See fee er e , | des f Frankfurt a. M., 15. Dechr., Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. [Shlup|  Lupinen mehr offer, Der 100 Rilogt. gelbe 9,50--10,50—11,20 Dart, 

RER T e ſe.] Londonel Wechſel 204, 26. Pariser Wechſel 81, 25. Wiener blaue 9,3010, Nat 100 Kilogr. 13—14—15 Mark. 
Kurh, 40 Tualer-Loose 215,90 etbzB Cuxhaven. Eisenb. 6 0 6 cod urſe. N r 2 7 7 4 0 107. Galiz Wicken in matter altung, per gr. 
a Hr | 
—  Braunschw, Präm.-Anleiho 83, Gal. Carl-Ludw ö 159. ranzoſen 206. Lom en 275 ) n DER: 2 in mehr beachtet. 
Oldenburger Loose 131,50 bz — ler 1'2 ba rente Sa Papierrente 47%. Ruſſiſche Bodencredit 76%. Ruſſen 1872] Sch en h & 5 8 netto in Mart und f. 0 
Ducaten— Fremd. Bkn.— — Kaschau- Oderberg 5 5 15 23 bz —. Amerikaner 1885 100%. 1860er Looſe 92%. u 1864er Looſe 240, 80. Schlag⸗Leinſaat . . 26 50 8 — 22 50 
Sover. 20,7 6 einli.Leip. — — „. Kronpr. Rudolfb, | 5 8 5 8 B Ereditactien*) 105%. Oeſterreichiſche Nationalbank 652, 50. Darmſt. Hani 8 g⸗ . “ a 31 50 20 50 
F A |tta0e [98% Berliner Sankoerein 834. Yranfı, Mehölerbant — beiten old 33 8 
Imperials — — Buss. Bkn, 247,40 br yärk,-Posener. . 2 „10 ba 5 — 42 Bank 673 Heſſiſche Ludwigsbahn 95% Winterrübſen = 3 
Dollars 4.18 bz | Magdeb.Halbansı 3 4 } 104 d B Be Bank Duane 1 a ein 11 8 2 Sommerrübſen 31 — ag 2 10 
* I R Er Oberheſſen —. ngari e Ich . . K ’ Leindottte 27 — 26 — 2 0 
Hypotheken-Gertifloate. re a rd lte 76%. do. Schatzanweiſungen neue 75. do. Oſtbabn⸗Obligationen II. Le logr. 7,40 bis 7,60 Mart. 

* Saab . 5, ir een airk. k ri f 1 326 527%. Central . Fee 97%. Reichsbank 149%. Silbercoupons —. Gold⸗ . Fr 9.950 Mark. 

* F 2 0 rente 561%. 0 8 eführt, rother unverandert, per 50 Kilogr. 53 

. — Hyp.-B.- Fb. 4% 95,75 b — — 1 10 2.181350 Matt, jeringes Geſchäft. Privatdiscont 3 pCt. 5 i Kleefamen chwach zugeführt, 5 50 Kilogr. 62—67—80 Mark, 

5 u do, do, jö 101 197 87 — an ‘ en Nach Schluß der Börſe: Creditactien 105%, Franzoſen 205%, 1860er bis 60—66—74 Mark, weißer ruhig, p gr. 54— 
Cr. 4½ 100,10 bz est. Nordwestb. — 1B * . 1 „ l in, 
ara) 0 710030 es ee 3 la 90 % 1 Loole —, Galizier —. Lombarden —, Silberrente —. Golbrente 56%. en ee per 50 Kilogr. 23-2730 Mark. 

29, räckzb. b 1108, un 0 Were. "u — 6 en 4 186 bn ®) per medio reſp. per ultimo. Mehl in matter Stimmung, per 100 Kilogr. Weizen fein alt 33 bis 

n. 23 35 155 Reichenberg-Pard. 45 4% % 40,75 bac amburg, 115. Decbr., Nachmittags. Schluß⸗Courſe.] Hamburger 34 Mark, neu 29—30 Mark Roggen fein 26,75—27,75 Mark, Hausbacken 
2 v, a 4 5 102,40 50 55 d cee 1 j4 [11840 ba St: 1 1 614 obe. 154 , ee 25 75 —26 75 Marl, Roggen⸗Futtermehl 10,00 —11,00 Mark, Weizenkleie 8 
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AJ. do. II. Em. 5 105,30 ba Warschau-Wien, . | 77 88 5 in Mk. 86,00 Br., 85,00 Gd. i t und die Landzufuhren ſich auch bedeutend geſtalteten. 
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Eallc-Sorau-Guben . % |100,30 8 Schl. Vereinsbank 5 |5 ( 89 8 Standard wbite loco 32,00 bez., pr. Januar 28,00 bez., pr. Februar 25,50, 8 u U 
Haundover-Altenbeken 4% 92,50 0 Thüringer Bank. .| 6 5 4 10 8 Stan 11 23, 56 it ls geübte Putzmacherin empfiehlt hisst 4 

7 2 Aakiach Posener N wer Weimar. Bank... 5% 0 1 au per Februar⸗März⸗April 23, 50. — Felt. A ſich in „und außer dem Haufe Albree sstr, 3 
. Frag . 5 : Berlin, 15. December. [Producten⸗ Bericht.] en det ſich im Ida Drücke, Stockgaſſe 28 IT. 8 a 
1 „0 ii. 1 In Liquidation, Werthe gut behauptet. — 8 and e Gh bert u ſo daß 15 an⸗ 

e. I tr Hoe — Ir. | 88,75 6 den, andererſeits aber auch das Angebot reichlich vertreten, jo daß der Um⸗ 3 f . 
r 4% &. Berl. Bankversiz 425 0 . 63 ba fat größere he erlangte, als in den letzten Tagen. Waare geht Br Für Weihnachts⸗Anzeigen. * 
. * r a el wenig um; die Nachfrage 8 eben ſo 1. 17 8 Bari 1 t. N 
e Arte . e e n — Roggenmehl flau. — Weizen etwas feſter, aber nur in beſchränktem - J 
Bel ne ee oe I leise Verkehr — Hafer loco kaum verändert, der Verkauf geht chleppend. Ter⸗ Die Gleiwitzer D rg Amoberfölefien 
ge Megan: pDenterhe-Umioneb., 8 een mine feiter; einige Käufer für Frühjahr mußten beſſere Preiſe bewilligen. (Reg.⸗Bez. Oppeln, erſcheint ai ſten Tagesnachrſe ten 
n 1880 31010 be ee a ed — Rüböl in feiter Haltung, Preiſe neigen wieder zur Hauſſe. — Petroleum Sonnabend, bringt bie Enanife 1155 — — 
R Ostdeutsche Bank. 6 — 2 90 8 etwas höher. Verkäufer ſind zurückhaltender geworden. — Spiritus hat ſich N namentlich die Bau 5 uilleton und finden Juſeraſe 
9058 0 Pr, Credit-Anstalt| 0 1 bei mäßigem Handel eine Kleinigkeit höher verwerthen laſſen. — dem ein intereſſantes de Verbreitung. Dieselben wet. 29 
eee N tr. 2 5 Weizen loco 190—235 M. pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, 8; durch dieſelbe die weiteſte eſelben wer: S 
Cosel-O derb. 2 Ver.-Bl. Cuistorpf 0 | — tr. 5 g b December — M. bez. 8 den außerdem im Gleiwitzer Straßen. Anzeiger unent: | >, 
N —— ber Ant: Met 22 288 Di. den, ver N Jan 28484, M. de 5 | geiti aufgenommen. Die e ben f e 3 
f Ye 2 RT ; illi vinzia oſtet 2 
F f Kate Bat aeg = 
j 39 — — 6. Co-. oe 146430 0 55 bis ark pro „ ; 8 
See Südbahn . 8 | — — MirkSchäiasch&| 0 10 |4| 94 d |155 bis 158 M. ab Kahn bez., neuer ruſſiſcher 160109 Mark bezahlt. St MM anftalten vro, Pon . Du. mE 800 ar 
ene Nordd. Gummifab.| 5% 5 4, 83 bc neuer polniſcher — Mark bezahlt, inländiſcher 175—185 Mark ab Bahn Auflage . 0 } 705 l uartaly 
chlesw, Risenbahn , 4% — — do. Papierfabr| A |0 4 — — 4 60—159 Mark b r. December⸗Januar 159% Zeichen der Beliebtheit in allen Kreiſen ſowohl als des 
Chem tz-Komot 5 | 8550 dag eee E 9756 M en 855 3 Zn 50%, bis 159 Mark bez⸗ intereſſanten Stoffes iſt, den die Gleiwitzer Ve 
"Dur-Bodenbach.... 18 | 5475026 er u- Fernen 1% I „ 12980 elbe bis 8. Mürz — M. bez. Frühjahr 164,104 Mark bez., per Zeitung behandelt. 6167] 
* S b per Februar⸗März ) 3.) per Y e 
do. II. Emission .5 3 Schles. Feuervers. 17 20 4 728 B i 2 7 \ 
Pres Du...... fr. | 21,75 — 9 E Mai⸗Juni 162% — 162 Mark bez. 1 1 6100 Klo ung N 
€ -Ludw.- 25 b „ i 8 ha Fu 
ee e e ee 18 16 115 e ae 159 IMaıt und weiptenfifcher. 120 bis 197 Marl be, ruf . sPruggR ang 
... 15 Königs- u. Laura 7 aa 163 bis 166 M. bez. eſi⸗ 
5 % bg Lauchhammer. 0 9 4 2425 0 ſiſcher 1 148 M. bez., pommerſcher g 
aan. 5 60 62 i FR! 8 467 0 f N N a bez., böbmi r 153-166 — 7 .. 
as 1135 5 OSchl, Eisenwerke * * 1 dr e Aesniek a 55 el, be . 136 M. Die Ru sische Ca via Niederl e 
0. — 25 5430 8 2 eres 0 [08 ab Bahn ber per December 147 M. bez., per de tat 3 8 a 1 ag 
Aan N a Schl. Kohlen - s i⸗Juni — Ma 
ae ae ene e e be Sp, ver Behkinde 108 is ee bey, ner Main — Wert von B. Persicaner in Myslowitz 

N re Tarnowitz, Bergb.| 0 9 4 53 waare 151—1 Mark, Futterwaare 140—150 Mat Weizenmehl per offerirt wirklich frischen Astrachaner Caviar in grosskörniger, 

0 Kar. Fe 9 4 3 ee e [Vormärtsbürte.. [1 % ie 100 Kilo en 95 25000 17 e 0: Al per 100 80 1 155 0 silbergrauer Waare, das Bruttopfund inclus. mit Mark 5. [2302] 

2 5 3 B Baltischer Lloyd oo | 4 | 41 bz und 1: 26,50 bis 25, ark bez. — Roggenm BE AR TREE TEE Tre eg 
40, südl, Staatsbahn 3 [932,25 b2G Bresl. Bierbrauer.“ 9 2 44 .|,— = 1. 1 elu ive Sack per December 22,70 Mark bezahlt, per December⸗ N ht n A t h C vi 

> 58 Obligationen|® 7900 bi eil. E-Wagend.| 6% | 0% [4 a Sr 22 ch Mark bezahlt, per Januar: Februar 22,70 Mark bezahlt, Ur 60 6 8 rat u a ar 
_ Warschau-Wien I. . 98,50 @ Erdm, Spinneret 4 ( | | 1410 946 4 Februar-März 22,80 Mark bez., per März⸗April 22,90 Mark bez., in ſchöner hellgrauer Waare [2269] 
Ber, an 2. 8 —— Görlitz, Eisenb,-B.| 2% 4 4 1135 95 1 75 April⸗Mal 23 M. bez. Gekündigt 2000 Gentner. Kündigungspreis verſendet gegen Nachnahme das Brutto⸗Pfund mit 4,50 Mark 5 
een ee ee eee HE 2270 Mark. — Raböl pro 100 Kilo loco obne Faß 4 M. bez. a | C. Goralezik, Wyslowig. 
4 E Schl. Leinenind.] 7% f 4 | 80,15 B aß — M. bez., per December 78,4 M. bez., per December⸗Januar 78, 

ee do. eren % | | 956 B 55 Januar⸗Februar — M. bez., per April⸗Mal 79,2—4—3 Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
„ TE ae ar Aa M. be, her Mal, Jun — M. bez. Gekundigt — Centner. Kündigungs⸗ Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 

. _ — — — 7 * * 1 7 — — un 0 


eh der 3 — * 4 } N * re 8 J * 4 * * 


